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Zum Bild auf der Titelseite 
 

 
 
Wir schreiben das Jahr 1991, die von westlichen Alliierten geführte Operation „Desert 
Storm“: Eine Kampfstaffel der US-Luftwaffe fliegt über kuwaitische Ölfelder, die von den 
fliehenden, irakischen Truppen in Brand gesetzt wurden. Flammen und schwarze 
Rauchwolken wehen über die Wüste und es scheint, als befänden sich die amerikanischen 
F16 und F15 auf einem Flug ins Herz der Hölle. 
 
Die US Air Force selbst hat diese Fotografie in die freie Verfügung (Public Domain) des 
Internet gegeben – voller Stolz auf die Symbolik von Überlegenheit und den Sieg über den 
ölhungrigen Diktator Saddam Hussein, aus dessen Hand Kuwait befreit worden sei. Doch auf 
arabischen und persischen Webseiten ist dieses Bild ebenfalls sehr häufig zu finden – wenn 
auch meist in anderer Wahrnehmung: Hier symbolisiert es die Arroganz einer fernen 
Supermacht, die „von oben herab“ Zerstörung und Tod über die islamische Welt bringt. Das 
Öl ist dabei die gesuchte Beute, die das Land in Flammen steckt – und zugleich der 
Treibstoff, ohne den sich auch die gezeigten Flugzeuge überhaupt nicht in die Luft erheben 
könnten. 
 
Wer hat Recht? Gibt es im „Kampf ums Öl“ eindeutige Gute und Böse? Ist „der Westen“ 
schuld oder „die islamische Welt“, die sich trotz aller Schätze wenig entwickelt habe? Reicht 
es, einige Regime zu stürzen, damit die Region demokratisch und friedlich werden kann? 
Oder stimmen gar die Gerüchte, wonach es einen „Fluch des Öls“ gebe, der Regionen mit 
reichen Lagerstätten auch zum Beispiel in Afrika und Südamerika zu Diktaturen, Krieg und 
Zerstörung verdamme? Und andererseits: Könnte es die moderne Gesellschaft, unseren 
Wohlstand und auch dieses Buch überhaupt geben, wenn nicht Jahr für Jahr Milliarden 
Fässer des „schwarzen Goldes“ aus den Tiefen der Erde geholt worden wären? Wie stecken 
wir – ja, wir alle - mit drinnen in diesem Bild zwischen Technologie, Weltanschauung und 
Zerstörung? 



 

Einleitung: Kein Blut für Öl – ist es so einfach? 
 
„Kein Blut für Öl!“ – so lautete das Motto der ersten, großen Demonstration meiner Jugend – 
an der ich aber bewusst nicht teilnahm. Sie fand 1991 während des Ausbruchs eines 
weiteren Irak-Golfkrieges auch im beschaulichen Filderstadt bei Stuttgart statt, identifizierte 
die USA als Kriegsschuldigen und brachte mehrere Tausend Menschen auf die Beine. Mit 
einigen Mitschülern und wenigen Lehrerinnen und Lehrern hatte ich mich damals jedoch 
dem Gruppendruck widersetzt und mich (meinerseits jugendlich-selbstgerecht) über die 
„Heuchelei“ der meisten Demonstranten empört, die selbst stolz ihre Autos und Flugreisen 
vorzeigten, aber zugleich den Alliierten „Gier nach Öl“ vorwarfen. An Regelunterricht war 
freilich nicht zu denken; die verbliebenen Lehrkräfte luden uns zu jahrgangsübergreifenden 
Debatten. Und während sich die Einen also draußen unter griffigen Slogans versammelten, 
diskutierten wir Anderen uns im Klassenzimmer die Köpfe darüber heiß, ob nicht auch 
Saddam Hussein ein übler Diktator sei und ob wirklich nur die Amerikaner oder irgendwie 
„wir alle“ in die Blut-für-Öl-Geschichte verstrickt seien. 
 
Seit diesen Tagen hat mich das Ölthema nie wieder losgelassen. Bis heute spüre ich einen 
gewissen Widerwillen gegenüber Weltanschauungen, die aus der Hüfte heraus stets ganz 
genau zu wissen behaupten, wer „die Bösen“ und wer „die Guten“ seien. Dagegen 
faszinieren mich Arbeiten und auch Menschen, die bereit sind, tiefer „hinter die Kulissen“ zu 
schauen, Querverbindungen zu erforschen und sowohl Rahmenbedingungen wie auch das 
eigene Verhalten zu hinterfragen. Und tatsächlich lebte in den 90er Jahren sogar eine 
intensive Diskussion über die Notwendigkeit einer „sozialen und ökologischen 
Marktwirtschaft“ auf. Gerade auch gemäßigt-konservative Parteien wie die österreichische 
ÖVP und die deutsche CDU nahmen diese Leitidee in ihre Grundsatzprogramme auf und es 
ergaben sich die ersten schwarz-grünen Bündnisse. Die Grundidee dabei war, dass 
Marktwirtschaft und Freiheit zwar die funktionierende Grundlage für kreative Entwicklungen 
waren – dass sie aber durch kluge Gesetze (z.B. Abgasnormen) und Impulse (z.B. 
Forschungsmittel) auch so „gerahmt“ werden mussten, dass die Zerstörung von Menschen 
und Umwelt eingeschränkt, ja überwunden werden konnte. Die Schicksale der Menschheit 
und der Natur wurden als verbunden erkannt und erkundet, nach Wissen gesucht – wenn 
auch leider erst einmal nur kurz. 
 
Denn von Anfang an wurde dieser Ansatz von verschiedensten Seiten hart attackiert: Von 
links, weil man den Markt nicht verbessern, sondern scheitern sehen und abschaffen wollte. 
Von Marktfundamentalisten, weil man „jeden“ Eingriff in den angeblich unfehlbaren Markt 
als Verstoß gegen die reine Lehre ablehnte. Und von rechts, weil man mit sterbenden 
Wäldern, Ölkriegen in anderen Weltregionen und Fragen nach der eigenen Verantwortung 
nicht behelligt werden, sondern lieber weiter über Ausländer schimpfen wollte. 
 
Dass es zwischen Themen wie Rohstoffkonflikten, Umweltzerstörung und Wassermangel 
einerseits und der Flucht von Millionen Menschen andererseits eine sehr enge Verbindung 
gab, war den meisten Menschen zwar irgendwie einleuchtend, aber doch irgendwie zu 
kompliziert. In einigen politik- und wirtschaftswissenschaftliche Seminaren und Büchern 
wurde erkundet, wie der umgangssprachliche „Fluch des Öls“ nicht nur die Wirtschaft, 
sondern auch die Gesellschaft und Politik, Weltanschauungen und Religionen verformte. 
 



Aber auf Partys konnte (und kann?) man mit diesen Themen nicht wirklich landen. Auch die 
Kein-Blut-für-Öl-Demonstrationen hatten da wenig bewirkt: Öl hat und tankt man, man 
denkt nicht viel darüber nach. 
 
Dabei hatte auch die iranische Menschenrechtlerin und Friedensnobelpreisträgerin Schirin 
Ebadi den Kenntnisstand schon einmal in dem treffenden Seufzer zusammengefasst: „Ich 
wünschte, es gäbe im Nahen Osten kein Öl und dafür mehr Wasser. Die Menschen wären 
dann viel glücklicher.“ Doch das Wissen über Rentierstaaten und Ressourcenfluch, das Sie 
auf den folgenden Seiten kennenlernen werden, blieb weitgehend „geheim“ – weil sich 
einfach nur wenige dafür interessierten. Kein Ohr für Öl, sozusagen. 
 
Doch im Frühling des Jahres 2015 erwischte mich das Thema schließlich wieder – und zwar 
ausgerechnet im Irak, der gerade einen weiteren, sinnlosen Rohstoffkrieg erlebt. Ich stand 
inmitten einer kleinen Gruppe auf einem kargen Hügel und sah auf endlose Wellen hastig 
und notdürftig errichteter Flüchtlingszelte. Vor mir lagen die Trümmer von 
Hunderttausenden Existenzen, voller Menschen, die vor einem weiteren Ölkrieg geflohen 
waren und gegen Kälte, Schlamm und Not um Leben und Würde rangen. 
 

 
Endlose, hastig errichtete Zeltlager im winterkalten Schlamm: Szene aus Kurdistan im 

Frühjahr 2015. Foto: Blume 
 
Mit blitzartigen Angriffen hatten fanatische Truppen des selbsternannten „Islamischen 
Staates“ nicht nur die irakische Armee in der Millionenstadt Mosul überrannt, sondern auch 
Einheiten der kurdischen Peschmerga zeitweise in die Flucht geschlagen. Riesige Gebiete 
waren an die Terrormiliz gefallen, die mit kalkulierter Grausamkeit gegen alle 
Andersglaubenden vorging. 
 



Stolz hatte sich Abu Bakr al-Baghdadi, einer der Anführer der Terrormiliz, nach der blutigen 
Ausschaltung der letzten, internen Rivalen in der zentralen Moschee von Mosul zum „Kalifen 
Ibrahim“ erheben lassen, während seine Anhänger schiitische, christliche, 
überkonfessionelle und säkulare Stätten verwüsteten – ein über das Internet geschickt 
vermarkteter Propagandatrick, der für einen neuen, weltweiten Schub an radikalisierten 
Rekruten führte. 
 
Schockiert erfuhr die Welt, dass die Terrormiliz nicht nur furchtbare Massaker angerichtet 
und einige der ältesten, christlichen Gemeinden der Geschichte ausgeraubt und vertrieben 
hatte. Sie hatte auch Gold und Geld in Millionenhöhe und vor allem Unmengen von Waffen 
und Material erbeutet, das teilweise frisch aus westlichen Beständen der irakischen Armee 
überlassen worden war. Und sie schmuggelten riesige Mengen erbeuteten Öls, vor allem 
über die Türkei – und finanzierten mit den Einnahmen weitere Waffen und Rekruten. 
 
Irakisch-sunnitische Soldaten sahen keinen Sinn darin, für die schiitisch dominierte 
Regierung in Bagdad zu sterben – und ihre schiitischen Kameraden ebenso wenig für die 
Verteidigung des mehrheitlich sunnitischen Mosul. Korruption und Inkompetenz hatten ihr 
Übriges getan – im Angesicht der brutalen IS-Truppen zerfiel die Armee des Irak wie ein 
Kartenhaus. Die noch von den westlichen Kolonialmächten am Anfang des 20. Jahrhunderts 
geschaffenen Nationalstaaten Syrien und Irak wankten und drohten zugunsten eines 
extremistischen Alptraums einzustürzen. [26] 
 
Unfassbar wog die humanitäre Katastrophe: Zigtausende kurdische Ezidinnen und Eziden, 
Angehörige einer alten, religiösen Minderheit, gerieten in die Hände von Daesch, wie der 
„Islamische Staat“ von seinen vielen Gegnern in der Region verächtlich genannt wird, die ihm 
den Begriff „Islam“ nicht überlassen wollen. Tausende flohen in letzter Sekunde in die Berge, 
wo sie eingekreist Not, Hunger und Durst erlitten – und schließlich allzu spät von einer Ad-
hoc-Allianz kurdischer PKK-Truppen, eigener, notdürftig bewaffneter Milizen und US-
amerikanischer Luftunterstützung befreit wurden. Ungezählt viele – vor allem Kinder, 
werdende Mütter und alte Leute – überlebten die Strapazen nicht, oft reichten Zeit und 
Mittel kaum für hastige Gräber. Ein engagierter Freund von mir erlitt lebensgefährliche 
Verletzungen durch den Absturz seines Hubschraubers – zu viele Verzweifelte hatten sich 
daran geklammert. 
 
Und in den eroberten Gebieten erlitten Abertausende Gefangene der Terrormiliz Tod und 
Folter: Ezidische Männer wurden in Massenerschießungen hingerichtet, Frauen und Kinder 
versklavt, oft mehrfach verkauft und sexuell missbraucht, Jungen unter Schlägen 
zwangskonvertiert und zu gebrochenen Kindersoldaten „umgeschult“. Die IS-Kämpfer 
fotografierten und filmten die schlimmsten Gräueltaten – beispielsweise Kreuzigungen und 
Enthauptungen – und sandten sie übers Internet, um Terror und Schrecken zu verbreiten. 
 
Nein, hier waren eben nicht nur blindwütige, „mittelalterliche Fanatiker“ am Werk, sondern 
ein eiskalt vorgehendes Bündnis sunnitischer Extremisten und alter Saddam-Anhänger, viele 
davon mit langjähriger Armee- und Geheimdiensterfahrung. [26] Vor diesem 
menschenverachtenden Pakt zogen riesige Flüchtlingstrecks nach Norden - und die Zustände 
sowohl in den offiziellen, mehr aber noch in den „wilden“ Flüchtlingslagern waren zunächst 
katastrophal. 
 



Immerhin – Deutschland gehört zu den Nationen, die sich früh an die Seite der Kurden 
gestellt hatten. Auch der Grünen-Bundesvorsitzende Cem Özdemir hatte in direkter 
Konfrontation mit pazifistischen Strömungen für Waffenlieferungen plädiert, da man den IS 
„nicht mit der Yoga-Matte unterm Arm“ aufhalten könne. Bundeswehrsoldaten 
unterstützten die Ausbildung von Peschmerga, deren Traditionen bislang stärker im 
jahrzehntelangen Guerillakampf in den Bergen als in der Verteidigung oder gar 
Rückeroberung von Flächen und Siedlungen verwurzelt waren. Und als Dank für die aus 
Deutschland gelieferten, deutsch-französischen Raketengeschütze, mit denen sich die 
gepanzert anfahrenden Selbstmordattentäter des IS oft aufhalten ließen, nannten erste 
kurdische Familien ihre Neugeborenen sogar „Milan“! 
 

 
Deutsch-französische Milan-Rakete. Bild: Nation/Defense days, Esplanade des Invalides, 

Paris, France, September 24-25, 2005 
 
Doch umso näher man dem Geschehen kam, umso schwerer schien es auch hier, manches 
nachzuvollziehen. Wie sollte man es beispielsweise verstehen, dass sich die 
nationalirakischen und kurdischen Politiker in Bagdad und Erbil mitten in der schwersten Not 
und Staatskrise nicht über die Verteilung der Öl- und Steuereinnahmen verständigen 
konnten – und also Beamte wie auch kämpfende Soldaten für sich und ihre Familien oft 
monatelang kein Gehalt erhielten (was wiederum Korruption befeuerte)? Das Misstrauen 
zwischen verschiedenen Bevölkerungsgruppen – auch in der Politik, auch im Staatsdienst – 
war mit Händen zu greifen und gegenseitige Verschwörungsvorwürfe drohten jedes 
Miteinander immer wieder zu untergraben. Hier konnte seit langem der Freund von gestern 
der Feind von morgen sein und umgekehrt – und immer war es um den Zugriff auf die Öl- 
und Gaslagerstätten der Region gegangen. 
 
Für viele Menschen im Morgen- und Abendland hatte sich diese bittere Wahrheit an einem 
alten, nur in schlechter Qualität überlieferten Standbild des irakischen Staatsfernsehens 
manifestiert, in dem der US-Gesandte Donald Rumsfeld 1983 dem irakischen Diktator und 
damaligen Verbündeten Saddam Hussein die Hand geschüttelt hatte; der gleiche Rumsfeld, 
der später als US-Verteidigungsminister die militärische Eroberung des Irak und den Sturz 
Husseins mit falschen Behauptungen über Massenvernichtungswaffen und Al Qaida-Irak-
Verbindungen betrieb. 
 



 
Damals Verbündete, später Todfeinde. Donald Rumsfeld & Saddam Hussein, 20.12.1983 

 
Damals – von den 60er bis in die 80er Jahre – hatten westliche Mächte eine demokratische 
Phase im Iran unterbrochen, um einen von ihnen abhängigen Öl-Diktator, den Schah 
(„König“), wieder einzusetzen. Als Folge dieser nicht nur kurzsichtigen, sondern auch 
verheerend dummen Politik hatte schließlich eine „islamische Revolution“ die Diktatur 
weggefegt und war der neue Hauptfeind der USA geworden. 
 
Das neue, iranische Regime unter Ayatollah Chomeini gelang es auch, einen Versuch Saddam 
Husseins, in den Revolutionswirren die ölreiche, iranische Provinz Chuzestan zu erbeuten, 
zurückzuschlagen. Dabei setzte es auch auf Abertausende Kindersoldaten, die – mit einem 
„Paradiesschlüssel“ um den Hals – in die irakischen Minenfelder liefen. Nach der 
erfolgreichen Abwehr strebte es aber, seinerseits zum Größenwahn neigend, angreifend 
nach Ölfeldern im Irak und unterstützte daher auch die nach Unabhängigkeit strebenden, 
irakischen Kurden. Also waren westliche Mächte – darunter auch Deutschland – wiederum 
dem laizistisch-nationalistischen Diktator Hussein mit Waffenlieferungen beigesprungen, um 
den drohenden Vormarsch der iranischen Revolutionstruppen und der Kurden auf die 
irakischen Ölfelder zu verhindern… 
 
Man kommt kaum noch mit? Ja, jeder gegen jeden… 
 
Am Ende des völlig sinn- und erfolglosen Iran-Irak-Krieges mit Hunderttausenden von Toten 
stand schließlich ein siegloser Waffenstillstand, mit dem beide Regime ihren völligen 
Zusammenbruch gerade noch verhinderten. Und nun konnte sich Saddam mit seinen durch 
Öl finanzierten und auch vom Westen gelieferten Panzern, Flugzeugen und Chemiewaffen 
gegen die von ihren Verbündeten verlassenen Kurden wenden: Abertausende, vor allem 
Zivilisten, fielen der so genannten „Operation Anfal“ zum Opfer. 
 
Aus seiner Niederlage gegen den Iran hatte der Öldiktator jedoch nichts gelernt. Nachdem 
sich sein Regime durch die Ölmilliarden einigermaßen erholt und stabilisiert hatte, versuchte 
sich Saddam 1990 an der Eroberung der Ölfelder des kleineren Nachbarn Kuwait. Damit aber 
zog er sich den Zorn seiner einstigen, westlichen Verbündeten zu, die sich mit den dortigen 
(ebenfalls diktatorischen) Ölscheichs längst prächtig arrangiert hatten. Nach zwei weiteren, 
verlustreichen Golfkriegen und der Hinrichtung Saddam Husseins war der irakische Staat 
zusammen mit dem benachbarten Syrien also nun in umkämpfte Gebiete je eines 
„Kurdistan“, „Schiitistan“ und „Sunnitistan“ voller wiederum zerstrittenen Clans und 
Parteien zerfallen: Es gab kaum mehr Vertrauen, das über den eigenen Stamm und die 
eigene Religionsgemeinschaft hinausreichte. 
 



Kleineren Religionsgruppen wie den Christen, Drusen oder Eziden blieb neben der 
Aufstellung eigener, kleiner Milizen oft nur die Flucht. Und jetzt also, nach Jahrzehnten der 
verlustreichen Ölkriege mit Millionen von Todesopfern, war Al Qaida im zerfallenden Irak 
aktiv – und galt gegenüber der sogar noch brutaleren Abspaltung des „Islamischen Staates“ 
sogar als „gemäßigter“! 
 
„Der Wahnsinn geht hier immer weiter, jeder mit und gegen jeden. Und immer, immer 
wieder geht es ums Öl.“, dachte ich im Angesicht des Flüchtlingselends bitter und wandte 
mich mit einer drängenden Frage an einen kurdischen Funktionär. 
 
„Wir waren doch alle entsetzt, als die US-amerikanischen Truppen nach dem Sturz Saddam 
Husseins ganz Bagdad samt Nationalmuseum der Plünderung überließen – und nur das 
Ölministerium sicherten. Bitte erklären Sie mir, warum nun auch die kurdischen Truppen die 
Ölfelder um Kirkuk sichern und verteidigen konnten – aber nicht die Städte und Dörfer von 
Shingal!?“, fragte ich und wies dabei auf die endlosen Zeltlager der verzweifelten, sowohl 
ezidischen wie christlichen und auch muslimischen Flüchtlinge. 
 

 
Eine Skyline von Erbil, der Hauptstadt von Kurdistan-Irak. Auch diese Region hatte aufgrund 

von Ölquellen einen kurzen, steilen Wirtschaftsaufschwung samt Hochhäusern und 
Gastarbeitern erlebt, bevor ein neuerlicher Krieg das Land heimsuchte. Foto: Blume 

 
Der kurdische Kollege schaute mich einen Moment an - das Leid der Menschen bewegte 
sichtbar auch ihn. Gleichzeitig wusste er, dass ich über offene Worte nicht verärgert sein 
würde, sondern die Vorgänge wirklich verstehen wollte. Und also holt er aus. 
 
„Ihr Europäer tut so gerne hochmoralisch! Aber wenn Daesch die Ölfelder der Region erobert 
hätte, wärt ihr doch die Ersten, die gemeinsam mit den Amerikanern den IS samt Kalifen 
offiziell anerkennen und ‚einbinden‘ würden! 
 



Ihr seid süchtig nach Öl und stützt deswegen ja auch das Regime in Saudi-Arabien, obwohl es 
kaum weniger intolerant und brutal als Daesch ist – und obwohl es Fundamentalisten und 
Terroristen in aller Welt fördert! Glaubt ihr, wir merken das nicht? Für die Toten von Charlie 
Hebdo in Paris hatte Barack Obama keine Zeit, aber zur Beerdigung des saudischen Königs 
reiste er mit seinem halben Kabinett an! 
 
Ihr unterstützt uns Kurden doch nicht wegen Demokratie oder Menschenrechten, sondern 
wegen des Öls! Wir sind für euch nur das geringere Übel! Und wie sicher können wir sein, 
dass auch ihr uns nicht wieder im Stich lasst, falls wir die Ölquellen verlieren?“, erklärte er 
erregt und schloss mit der bitteren Bemerkung: „Das Öl vergiftet euch – und uns.“ 
 
Ich war zunächst getroffen – und wusste zugleich doch, dass an diesem Argument vieles dran 
war. Direkter als in meiner Jugend war ich nun als Erwachsener mit der Frage nach dem Öl 
und „unserem“ westlichen Anteil an den Rohstoffkonflikten in Asien wie auch in Afrika 
konfrontiert. 
 
In den folgenden Tagen und Woche dachte ich noch öfter und länger über diese Diskussion 
nach. Aus der Sicht des kurdischen Bekannten war es sehr fraglich, ob der Westen 
tatsächlich ein verlässlicher Verbündeter war – oder weiterhin nur kurzfristig dachte. 
 
Und tatsächlich begannen auch die US-Amerikaner das Interesse an der Region zunehmend 
zu verlieren: Nach den Terroranschlägen des 11. Septembers 2001 hatten sie ihre 
Abhängigkeiten vom arabischen Öl durch die Förderung eigener und kanadischer 
Lagerstätten ebenso deutlich verringert wie seine Truppen vor Ort. „Kein amerikanisches 
Blut mehr für arabisches Öl“, schien das neue, kaum verborgene Motto der Administration 
Obama zu sein – zur Freude des vorrückenden Iran und zur Sorge der zerfallenden, 
arabischen Ölstaaten. 
 
Auch die Kurden, die in ihrer leidvollen Geschichte schon oft von ihren Verbündeten 
verlassen worden waren, hatten durchaus Anlass zur Sorge. Und mancher in Ost und West, 
der sich früher über die Einmischungen der USA im Nahen und Mittleren Osten empört 
hatte, forderte nun von ihnen gegen den so genannten Islamischen Staat und das Vorrücken 
schiitischer Milizen mehr Truppen, vor allem mehr Bodentruppen... 
 
Das Öl vergiftet euch – und uns. Können wir beginnen, tiefer und langfristiger zu denken? 
Wären wir dazu nicht verpflichtet? Noch immer ist wenig geschehen, um die 
wissenschaftlich längst erforschten Hintergründe des „Ölfluches“ und der Ölkriege auch 
einer breiteren Öffentlichkeit zu vermitteln. 
 
So entstand die Idee zu diesem sciebook. 
 
Und, immerhin: Sobald ich das Thema im Rahmen von Vorträgen oder Uni-Seminaren 
ansprach, war das Interesse groß. Wie viele Menschen sich mit Büchern, Vorträgen und 
Blogs überhaupt erreichen lassen, kann ich nicht wissen, bin auch nicht übermäßig 
optimistisch. Aber versuchen muss ich es. Denn nennen Sie mich ruhig naiv: Aber Wissen – 
und zwar gerade auch außerhalb kleiner Eliten – ist eine der wenigen Möglichkeiten von uns 
Menschen, aus vergangenen Fehlern zu lernen und sie nicht immer weiter zu wiederholen. 
 



 Norwegen hat im Angesicht größerer Öl- und Gasfunde bereits vorgemacht, dass 
demokratische Gesellschaften aus vergangenen Rohstoff-Fehlern einiges lernen und sich 
dagegen wappnen können. Und wenn sich die alten Öleliten in den USA auch noch immer 
erbittert und mit allen Tricks wehren – sie haben zumindest in der demokratischen Partei 
einiges von ihrer früheren Macht verloren. Das „schwarze Gold“ übt eine verborgene, starke 
und teilweise verheerende Macht über unsere Gesellschaften und unser Leben aus; aber es 
ist nicht unbesiegbar. 
 
Aber erst wenn wir auch in den deutschsprachigen Ländern den heimlichen Einfluss des Öls 
auf die Regime und auch Demokratien sowie Religionen dieser Welt besser verstehen, 
können wir beginnen, diesen Kräften zu widerstehen und sie schließlich zu überwinden. Zu 
diesem so dringend notwendigen Prozess möchte dieses Buch einen kleinen Schritt – oder 
Tropfen - beitragen. Auch wenn dies für alle Beteiligten bedeutet, einige je liebgewordene 
Vorurteile über „die Guten“ und „die Bösen“ hinterfragen zu müssen, die wir alle in uns 
tragen. 
 
Und interessant, ja vielleicht ermutigend ist, dass Papst Franziskus in seiner am 18. Juni 2015 
erschienenen Enzyklika „Laudato si“ die Verschränkung von Rohstoffausbeutung, 
Umweltzerstörung, Unrecht, Armut und Gewalt zum Thema gemacht und damit vielerlei 
Debatten ausgelöst hat. Wenn ich auch selbst der römisch-katholischen Kirche nicht 
angehöre, so ist sie doch die größte Religionsgemeinschaft der Erde und ich möchte diese 
von Franziskus ausdrücklich so benannte „Einladung zum Dialog an die Wissenschaften“ 
gerne aufgreifen und einige zentrale Aussagen seiner Enzyklika hier vorstellen und testen. 
 
Wie es sich bei den sciebooks bewährt hat, wird die Literatur am Buchende aufgelistet und 
auf sie mit eckigen Klammern verwiesen: [2, 152] bedeutet zum Beispiel S. 152 im zweiten, 
gelisteten Buch. Bei der päpstlichen Enzyklika und eBooks verweist die zweite Zahl direkt auf 
das Kapitel – die neue Online-Lese-Welt lässt zunehmend grüßen. 
 
Einen besonderen Dank möchte ich an Burak Ekin richten, der auf Basis eines früheren 
Entwurfes das Buchcover eindrucksvoll gestaltet hat! 
 
Widmen möchte ich dieses sciebook aber all den vielen Menschen, die unter den Lasten der 
Ölkriege und –regime noch immer leiden: Kurden und Araber, Asiaten und Afrikaner, 
Muslime, Eziden und Christen, Zivilisten und Soldaten, in besonders grausamer Weise aber 
auch immer wieder Frauen und Kinder. Das schwarze Gold, das sich als schwarzes Gift 
erweist, hat die Entstehung moderner Industrien ermöglicht und einigen wenigen enormen 
Reichtum und Macht beschert; aber zugleich das Leben von Millionen Unschuldiger 
beschädigt, ja zerstört. Auch seine Auswirkungen auf die Flora und Fauna, ja sogar das Klima 
unseres Planeten wird immer deutlicher. Und die Macht des Öls ist nicht vorbei, es hat seine 
zerstörerische Wirkung noch immer nicht verloren. 
 

Dr. Michael Blume 
www.blume-religionswissenschaft.de 



 

1. Energie und Fortschritt: Holz, Kohle, Erdöl – und wohin? 
 
Der Frühmensch wurde zum Menschen, indem er lernte, gespeicherte Sonnenenergie 
freizusetzen und zu kontrollieren. Die Beherrschung des Feuers – vor allem durch die 
Verbrennung von Holz – ermöglichte es unseren steinzeitlichen Vorfahren seit mindestens 
einer Million Jahren, Wärmeenergie zu gewinnen und Nahrung zu kochen – und also 
leichter, schneller und ertragreicher zu verdauen. Die Auswirkungen waren spektakulär: Das 
energiehungrige Gehirn konnte weiter wachsen, während bei Gebiss, Darm und Fell 
„Einsparungen“ möglich wurden. Geschickter Werkzeuggebrauch und soziale Fähigkeiten 
wurden evolutionär zunehmend belohnt: Menschengruppen begannen zu wachsen und 
Arbeiten untereinander aufzuteilen, beispielsweise zwischen den Rollen des Jagens, 
Sammelns, Verarbeitens und Kochens zu unterscheiden. Zugleich erlaubte das Feuer nicht 
nur die Eroberung weiterer, kalter Klimazonen, sondern auch die Ausdehnung des sozialen 
Lebens in die Abend- und Nachtstunden hinein: Am sprichwörtlichen „Lagerfeuer“ wurde 
nicht nur gegessen, sondern auch zunehmend präsentiert, gesprochen und geliebt. Sogar die 
Größenunterschiede zwischen frühmenschlichen Frauen und Männern schmolzen ab – ein 
starker Hinweis darauf, das grobschlächtige Muskelpakete bei der Damenwahl zunehmend 
von feiner gebauten und sozial kompetenteren Partnern ausgestochen wurden. Ohne die 
Beherrschung des Feuers hätten wir nicht zu den vergleichsweise klugen und sozialen Homo 
sapiens werden können; wobei sich sowohl Klugheit wie soziales Verhalten zunächst nur auf 
die je eigene Gruppe erstreckte und sich erst langsam (und bis heute von Rückschlägen 
bedroht) auch auf Fremde erweiterte. Gottheiten der Sonne, des Herd- und später 
Schmiedefeuers prägten die Menschheitsgeschichte. Bis haben heute Feuerflammen in allen 
Weltreligionen eine große, symbolische Rolle – vom Zeichen des „ewigen Lichts“ und der die 
Seele repräsentierenden Gebetskerze bis zum strafend-reinigenden Höllenfeuer. [1 & 2] 
 
Bei dem Jahrhunderttausende lang Feuer spendenden Holz und Gehölz handelt es sich 
jeweils um „lignifiziertes“ (verholztes) Pflanzengewebe. Die beim Verbrennen freigesetzte 
Energie ist ein Teil der beim Pflanzenwachstum gespeicherten Sonnenenergie. Holz ist also 
eine regenerative Energiequelle – wo möglich, wächst sie nach, wenn die Menschen auch 
bald ganze Regionen entwaldeten. Auch der Übergang zu Landwirtschaft und 
Metallverarbeitung wäre ohne die Beherrschung des Feuers undenkbar gewesen – wobei 
zusätzlich zum Holz zunehmend auch Wasser- und (später) Windenergie sowie Kohle 
verwendet wurde. 
 
Auch Wasser- und Windenergie gehen vor allem auf die Sonneneinstrahlung zurück, die 
Wasser in die Höhe verdunsten lässt sowie Luftschichten erwärmt und bewegt. Das 
Verfeuern von Kohle erschloss dagegen eine erste fossile Energiequelle – es handelt sich um 
abgestorbene und luftdicht abgeschlossene Holz- und Pflanzenreste, die über Jahrmillionen 
hinweg verdichtet und karbonisiert wurden und im Verbrennen besonders energiereich sein 
können. So gaben die großen Fundlagen der damals „angelegten“ Steinkohleflöze einem 
ganzen Erdzeitalter den Namen: dem Karbon (360 Mio. – 299 Mio. Jahre vor unserer Zeit). 
 



 
Steinkohle aus einer deutschen Lagerstätte. Foto: Educerva 

 
Aus den Gehölzen und Wäldern des deutlich jüngeren Tertiär (65 Mio. – 2,6 Mio. Jahre vor 
unserer Zeit) erwuchs schließlich die Braunkohle. Und Holzkohle konnten schließlich auch 
Menschen seit der Eisenzeit selbst herstellen, so im spezialisierten Beruf des Köhlers (u.a. 
auch der Nachname eines ehemaligen deutschen Bundespräsidenten). 
 
Die Verbrennung von Kohle eröffnete Menschen neue Niveaus der Energiegewinnung – von 
den Möglichkeiten von bronzezeitlichen Schmelzöfen bis schließlich zur Dampfmaschine und 
Eisenbahn. Doch diese neuen Möglichkeiten hatten auch ihren Preis: Wahrscheinlich gehen 
schon die uralten Mythen über Schätze schürfende und Geheimnisse hütende Zwerge auf 
Generationen von Kindern und (auch aufgrund der harten Arbeit!) klein geratenen 
Menschen zurück, die „unter Tage“ nach Erzen und Kohle graben mussten und nicht selten 
mit ihrer Gesundheit, ja mit ihrem Leben dafür bezahlten. Auch noch in den vergangenen 
Monaten verloren wieder „Kohlekumpel“ in der Türkei, in China und Südamerika ihr Leben, 
während sie den Stoff zutage förderten, der der Menschheit (mehr) Energie, Reichtum und 
neue Möglichkeiten bringt. 
 
Und noch ein Nachteil war und ist mit der Braun- und Steinkohleverbrennung verbunden: Sie 
setzt nicht nur die über Jahrmillionen angespeicherten Energien frei, sondern auch die 
ebenfalls gebundenen Kohlendioxide. Nach Auffassung der allermeisten Kolleginnen und 
Kollegen der Erdwissenschaften trägt dies zu einem „Treibhauseffekt“ und einer 
fortschreitenden Erwärmung unserer Atmosphäre bei. Mit der so etablierten 
Energiegewinnung verändern wir Menschen also nicht mehr nur uns selbst und unsere 
direkte Umwelt, sondern den gesamten Planeten! 
 
Mit der industriellen Förderung von Erdöl und später Erdgas begann eine neue Epoche der 
Menschheitsgeschichte – die bis heute andauert. Diese überaus energiereichen Rohstoffe 
entstanden (nach Meinung fast aller heutigen Ölforschenden) dort, wo vor 
Jahrhundertmillionen Meereskleinstlebewesen wie vor allem Algen abstarben, auf den 
Meeresgrund sanken und dort versiegelt wurden. Vereinzelt treten die so geformten 
Unmengen von Erdgas und Erdöl von selbst aus dem Boden und wurden daher bereits vor 
Jahrtausenden etwa zum Leuchten, Wärmen oder Abdichten (z.B. dem Kalfatern von 
Schiffen) genutzt. 
 



So geht die heutige Bezeichnung des Naphtha auf das altbabylonische napatu = Leuchten 
zurück, das Petroleum auf das römisch-lateinische petrae oleum = Stein- oder Felsöl. Doch 
erst im 19. Jahrhundert begann die industrielle Förderung unterirdischer Lagerstätten. [3] 
 

 
Aus dem Boden tretendes Erdöl, Karpaten, Slowakei. Foto: Branork 

 
Erdöl ist zum derzeit wichtigsten Energielieferanten und Rohstoff der Menschheit geworden: 
Aus ihm werden auf Basis verschiedener Sorten von Heizöl über das für Maschinen 
lebenswichtige Schmieröl bis zu Benzin und Diesel (v.a. zum Betanken von Fahrzeugen) 
sowie Kerosin (v.a. zum Betanken von Flugzeugen) bis hin zu Plastik, Straßenbelägen, 
Medikamenten und Kosmetika die verschiedensten, teilweise lebenswichtigen Produkte 
hergestellt. Schätzungen gehen davon aus, dass heute in 90% all unserer produzierten Güter 
petrochemische (auf Erdölbasis hergestellte) Stoffe enthalten sind! [11] Erdöl ist insofern 
tatsächlich ein geradezu klassischer Rohstoff, da das geförderte Rohöl („Crude Oil“) erst 
weiterverarbeitet („raffiniert“) werden muss, bevor kostbare Produkte daraus entstehen 
können. Ölmagnaten wie die Familie Rockefeller wurden eben nicht allein dadurch reich, 
dass sie das „schwarze Gold“ aus dem Boden gerissen hätten – sondern vor allem dadurch, 
dass sie von der Förderung über den Transport bis zur verarbeitenden Raffinerie möglichst 
große Teile der Produktion zu kontrollieren verstanden (Kap. 4)! 
 
"Wer über das Petroleum verfügt", orakelte der französische Senator Henry Berenger bereits 
1919, "wird über die Welt verfügen; denn er wird die hohe See mit den schweren, das feste 
Land mit den leichteren und die Luft mit den flüchtigsten Ölen beherrschen. Und mit dem 
phantastischen Reichtum, der ihm aus dem Öl zufließt, wird er die Menschheit in seiner 
Macht halten." Da hatten die Kolonialmächte längst den Kampf um die arabischen Ölquellen 
des zerfallenden, osmanischen Reiches begonnen – das wiederum von Deutschland nicht 
zuletzt deshalb unterstützt wurde, weil das Deutsche Reich selbst viel zu wenig 
Öllagerstätten besaß. 
 



Auch das NS-Regime unter Adolf Hitler (1889 – 1945) erkannte bereits die wachsende 
Abhängigkeit seiner Produktion und Armeen vom schwarzen Gold und versuchte sich 
deshalb nicht nur an der Eroberung von Ölquellen auf dem Balkan und dem Kaukasus, 
sondern auch an der teuren Herstellung von „synthetischen Benzinen“ auf Kohlebasis. 
Bereits um 1939 veröffentlichte Anton Emmerich Zischka (1904 – 1997) einen von mehreren 
Bestsellern mit dem Titel „Ölkrieg“ zur neuen „Weltmacht Öl“. 
 
Und tatsächlich besiegelte der Verlust von immer mehr Ölquellen und schließlich die alliierte 
Bombardierung der Hydrierwerke in Deutschland und Osteuropa Lähmung und Untergang 
der deutschen Kriegsmaschinerie. [5] 
 
Umgekehrt kommt es auch heute noch immer wieder vor, dass ölreiche Länder 
Schwierigkeiten haben, aus dem Rohöl dringend benötigte Güter wie Benzin herzustellen. 
Hier ist der Hintergrund für die internationalen Allianzen mit (noch) meist westlichen 
Ölkonzernen zu finden, wie sie beispiel- und schicksalhaft zwischen den USA und Saudi-
Arabien entstand (Kap. 4). 
 

 
Unter dem Jubel von Arbeitern schießt eine Ölfontäne aus einem neuen Bohrloch in 

Oklahoma, USA, um 1922. Bild: PlainEarth 
 



Eine weitreichende, aber in der Öffentlichkeit noch wenig beachtete, globale Veränderung 
brachte die Erfindung der Klimaanlage im Jahre 1902. In New York war es wieder einmal so 
unerträglich heiß, dass die Druckerei Sackett & Wilhelms ihre Maschinen stoppen und die 
Arbeit einstellen musste. Der damals 25jährige Ingenieur Willis Haviland Carris fand eine 
Lösung, die die Welt verändern sollte: Durch den Umbau einer Heizung schuf er den ersten 
„Air Conditioner“, der die Luftfeuchtigkeit und Temperatur abkühlte – und wurde als 
Patentinhaber, Unternehmer und „Father of Cool“ schwerreich. 
 
Denn von nun an konnten die Menschen die Energie nicht mehr nur zum Gebäude-Heizen, 
sondern auch zu deren Abkühlung verwenden – zuerst Industrie- und Bürogebäude, dann 
Kinos, Theater und Einkaufszentren und schließlich Wohnungen. Nun konnten auch in 
sonnigen und tropischen Regionen riesige Städte und Industriezentren entstehen – auf die 
Frage der wichtigsten, wissenschaftlichen Entdeckung antwortete der langjährige 
Premierminister von Singapur, Lee Kuan Yew, daher auch: „Die Klimaanlage!“. Auch zum 
Beispiel Texas oder das kalifornische Silicon Valley hätten sich ohne diese neuen 
Technologien nicht so stark entwickeln können – ebenso wenig die entstehenden 
Metropolen in Afrika, Mittel- und Südamerika, Malaysia, Indonesien, Australien und 
Ozeanien! [30] 
 

 
Gebäude-Klimaanlagen in North Carolina, USA. Foto: Ildar Sagdejev 

 
Wie zuvor das Feuer hat auch die Klimaanlage der Menschheit neue Lebensräume eröffnet 
und das Gesicht des Planeten verändert. Doch zugleich hat sie den Rohstoff- und 
Energieverbrauch enorm in die Höhe geschraubt und die Abhängigkeiten verschärft. Auch 
hat sie die Kluft zwischen Reichen und Armen vergrößert: Als es im heißen Sommer 2015 
aufgrund der Überlastung durch Klimaanlagen in Indien und Pakistan zu Stromausfällen 
kam, starben Hunderte von Menschen an Überhitzung, die sich keine Arbeitsruhe, keine 
Notstromaggregate und also keine gekühlte Umgebung leisten konnten! 
 



Wie abhängig vom Erdöl die gesamte Weltwirtschaft und gerade auch die Industrieländer 
innerhalb nur eines Jahrhunderts längst geworden ist, zeigte sich im ersten „Ölpreisschock“ 
ab 1973: Als das OPEC-Kartell erdölfördernder Länder angesichts der westlichen 
Unterstützung für Israel im Jom-Kippur-Krieg die Ölförderung drosselte, bewirkte der 
folgende, sprunghafte Preisanstieg schwere, wirtschaftliche Verwerfungen, 
Wohlstandsverluste und steigende Arbeitslosigkeit. Eine Folge dieser Krisen war der massive 
Ausbau von Atomenergie in vielen Ländern und Staaten – mit ebenfalls gravierenden Folgen 
und Sackgassen. 
 
Doch die schon damals geäußerte Hoffnung, die „Abhängigkeit vom Öl“ zu überwinden, 
erfüllte sich nicht. Nach einem kurzen Rückgang Anfang der 80er Jahre stieg der jährliche, 
weltweite Ölverbrauch weiter steil an. 
 

 
Vor allem für den weltweiten Transport werden weiter wachsende Mengen an Öl verbraucht, 

zuletzt gar über 1.000 Megatonnen (Millionen Tonnen) pro Jahr. Grafik: [27, 33] 
 
Als die Ölpreise pro Fass (Barrel = 158,987 Liter) dann zwischen Juni 2014 und Januar 2015 
vor allem aufgrund neuer Fördermengen in den USA um 53% (Europa) bis 60% (USA) 
zurückgingen, wirkte dies wie ein globales Konjunkturbelebungsprogramm. So ließen 
Verbraucher, aber auch Staat und Betriebe deutlich weniger Geld an Tankstellen und 
Heizrechnern, was die Stimmung und Kauflaune beflügelte. In einer Umfrage des Institutes 
der deutschen Wirtschaft Köln bei knapp 3.000 Unternehmen im März/April 2015 
vermerkten 77,5% von ihnen, dass die sinkenden Energiepreise zu einer „Entlastung der 
eigenen Produktions- und Betriebskosten“ geführt hätten. 28,5% spürten eine „zusätzliche 
Nachfrage inländischer Kunden“ und 22,4% ebenfalls eine „zusätzliche Nachfrage 
ausländischer Kunden“. Allerdings vermerkten auch 23,8% eine „schwächere Nachfrage aus 
Rohstoffländern“ – denen plötzlich Milliardeneinnahmen wegbrachen. 
 



Ein entscheidender Grund für den schnellen, die Weltkonjunktur beflügelnden 
Ölpreisrückgang waren neue Förderrekorde aus den USA und Kanada, insbesondere durch 
die Erschließung von Schieferöl und durch Fracking, das Herauspressen von Öl aus dem 
Untergrund durch das Hineinpumpen von Wasser und Chemikalien. Umweltpolitisch hoch 
umstritten, vermochten die Vereinigten Staaten ihre tägliche Öl-Fördermenge von 4 
Millionen Barrel in 2010 auf rund 9,4 Millionen Barrel in 2015 mehr als zu verdoppeln! Dies 
verringerte ihre Abhängigkeit von importiertem Öl vor allem aus dem Nahen und Mittleren 
Osten deutlich und leitete gleichzeitig den auch wirtschaftlich und sozial wirksamen 
Preisrutsch ein. [6] 
 
Heute bilden die USA mit Jahresfördermengen von weit über 400 Millionen Tonnen den 
weltweit drittgrößten Ölproduzenten – mit einem jedoch noch einmal ebenso großen 
Import sind sie aber auch der weltweit größte Ölverbraucher. Dem benachbarten Kanada 
ist es dagegen gelungen, von seiner Jahresförderung von knapp 200 Millionen Tonnen fast 
die Hälfte (das entspricht etwa dem Importbedarf der Bundesrepublik Deutschland) zu 
exportieren. [27, 11] Die doppelte Abhängigkeit der Weltmacht vom schwarzen Gold wird 
damit deutlich: Zu hohe Ölpreise stürzen die US-Wirtschaft und US-Gesellschaft sicher in 
eine Rezession, zu niedrige Preise beeinträchtigen den eigenen Abbau und damit die eigenen 
Öleliten. Ölpolitik hat damit für jede US-Regierung entscheidende Bedeutung. 
 

 
Weltweit „nachgewiesene Öllagerstätten“ von je 0 bis knapp 300 Milliarden Barrel (Fass) pro 

Nation, laut CIA Factbook 2013. 
Grafik: Emilfaro 

 
Generell ist festzustellen: Die Jahrhundertmillionen lange und überaus komplexe 
Entstehungsgeschichte von Erdöl und Erdgas bringt es mit sich, dass Lagerstätten sehr 
ungleich über den Planeten verteilt sind – und sich auch extrem unterschiedlich fördern 
lassen. So gibt es (zunehmend weniger) Lagerstätten, die sich durch bloßes Anbohren 
abschöpfen lassen – und immer mehr, bei denen das Öl oder Gas nur noch durch den Einsatz 
komplexer Technologie aus dem Erdreich gerissen werden kann. Entsprechend stark 
unterscheiden sich die Ölförderkosten – und ein Land wie Saudi-Arabien kann (und will) 
durch das preisdrückende Fördern von großen Mengen Erdöl durchaus Förderunternehmen 
etwa in Nordamerika aus dem Markt drängen. 
 



Durschnittliche Förderkosten pro 
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Aus: Billiges Öl. Arte 2015 – Grafik: Blume 

 
Vertreter der Theorie des Peak Oil (deutsch: Ölspitze, Fördermaximum) gehen dabei davon 
aus, dass die leichter zugänglichen Lagerstätten „bald“ erschöpft sein und immer weniger 
schwarzes Gold bereitstellen und auch neue Funde ausbleiben würden – mit der Folge 
panisch und spekulativ explodierender Preise und schwerer, vielleicht gar katastrophaler 
Wirtschaftskrisen. Bei dem entsprechend warnenden Peter Maass findet sich sogar die 
Zuspitzung des Begriffes von Öl als schwarzem Gold – er schreibt vom „schwarzen 
Sauerstoff“, ohne den unsere Zivilisation längst nicht mehr leben könne. Entsprechend seien 
weitere Krisen und Kriege absehbar. Maass zitiert dazu den Ölmagnaten Jean Paul Getty 
(1892 – 1976) mit der zynisch-bitteren Umdichtung eines Jesuswortes: „Die Sanftmütigen 
werden das Land erben, nicht aber die Ölrechte.“ [4, 3] 
 
Zuletzt zunehmend bekannter und populärer wird aber die zu Peak Oil entgegengesetzte 
Theorie vom Carbon Bubble (der Kohlenstoffblase): Demnach ermögliche es der Ausbau 
regenerativer Energien den Staaten, das abhängig machende und klimaschädliche 
Verbrennen von fossilen Rohstoffen zunehmend einzuschränken. Förderländer und –firmen 
drohten daher absehbar, auf ihren noch nicht geförderten Kohle-, Öl- und Erdgasmengen 
sitzen zu bleiben – und würden daher bereits beginnen, noch so viel und schnell wie möglich 
zu fördern und zu verkaufen. [7] 
 
Selbst in der Industrieproduktion werden zunehmend Alternativen zu Erdölprodukten 
entwickelt und Hermann Fischer, einer der deutschen Pioniere der so genannten „grünen 
Chemie“, verkündete bereits 2012: 
 
„Alle Produkte, die die chemische Industrie heute aus fossilen Rohstoffen herstellt, können 
ebenso gut aus Pflanzen gemacht werden. Aus ihren Ölen, Harzen, Stärken, Zuckern, Farben 
und Fasern lassen sich Baustoffe, Autoteile, Farben, Verpackungen, Textilien oder Kosmetika 
herstellen. Pflanzen sind erneuerbare Rohstoffe, sie wachsen ständig nach.“ [11] 
 
Aber – ist ein Zeitalter ohne fossile Rohstoffe überhaupt erreichbar? 



2. Kann die Dekarbonisierung des Energieverbrauchs gelingen? 
 
Die wirtschaftlichen und politischen („ölkriegerischen“) Hintergründe des Erdölhungers in 
anderen Erdteilen sind in der Öffentlichkeit weniger bekannt als die zunehmend 
bedrohlichen Folgen auch für das „eigene“ Klima. Eine Reihe demokratisch gewählter 
Regierungschefs, die sich vom Einfluss der Erdöllobbys zu lösen versuchen, hat das Thema 
inzwischen aufgegriffen. So formulierte die deutsche Bundeskanzlerin (und promovierte 
Physikerin) Angela Merkel am 19. Mai 2015 im Rahmen des Petersberger Klimadialogs: 
 
„Die Wissenschaft gibt uns eine klare Handlungsempfehlung. Wir müssen in diesem 
Jahrhundert, im 21. Jahrhundert, die Dekarbonisierung schaffen – also den vollständigen 
Umstieg auf kohlenstofffreies Wirtschaften.“ 
 
Diese Aussage der deutschen Regierungschefin traf zunächst auf wenig Aufmerksamkeit; 
immerhin wird derzeit noch weltweit über 85% der Primärenergie aus Öl, Kohle und Gas 
gewonnen, weitere viereinhalb Prozent als Kernenergie. Weltweit werden noch nicht einmal 
zehn Prozent der benötigten Energie aus erneuerbaren Quellen wie Sonne, Wind, Wasser 
und Biokraftstoffen erzeugt – und auch in Deutschland sind es kaum zwölf Prozent. Und 
gerade auch neu aufstrebende Industrienationen wie Indien oder China zeigen wenig 
Neigung, sich den eigenen Aufstieg aus der Armut durch Vorschriften der bereits reichen 
Gesellschaften verbauen zu lassen. 
 

 
Daten: [8 & 9, 3]. Grafik: Blume 

 
Doch wenige Wochen nach dem Petersberger Klimadialog trug die deutsche Bundeskanzlerin 
dazu bei, das Ziel der völligen Dekarbonisierung der Wirtschaft mit Zwischenzielen bis 2100 
auch in der gemeinsamen Abschlusserklärung der Regierungschefs der sieben größten 
Industrienationen (G 7) unterzubringen, die im bayerischen Elmau getagt hatten. Dabei 
klingt das Jahr 2100 zunächst nach entfernter Science Fiction – doch unter uns leben bereits 
viele Kinder, die diese Jahreszahl erleben dürften! Kann die Abkehr von Öl, Gas, Kohle und 
Atom tatsächlich so schnell gelingen? 
 



Der Generalsekretär der Organisation Erdöl-produzierender Länder (Opec), Abdalla E-Badri, 
winkte auf einer Konferenz in Wien umgehend ab: Auch 2040 würden fossile Brennstoffe 
noch immer „mehr als drei Viertel des wachsenden Energiebedarfs“ decken, erneuerbare 
Energien „nicht mehr als 15 Prozent“. [8] 
 
Dass wir hier nicht nur über Fragen der Technologien diskutieren, zeigte beispielhaft das 
Datenleck einer Anwaltskanzlei, nicht zufällig ebenfalls in Wien: Aus rund 700.000 
„geleakten“ Dokumenten ergab sich, wie der Öl- und Gas-Diktator Nursultan Nasarbajew in 
den vergangenen Jahren Millionen von Euro ausgab, um quer durch Europa ehemalige 
Spitzenpolitiker und Beamte samt deren Kontakten für sich „einzukaufen“. [10, vgl. Kap. 4] 
 
Und tatsächlich ist es der Bundesrepublik Deutschland trotz aller Versuche seit den 70er 
Jahren nicht gelungen, die Abhängigkeit vom Öl zu überwinden – immerhin vermochte sie 
den Ölverbrauch auf „nur noch“ etwa 100 Millionen Tonnen zu senken. Doch unsere 
Wirtschaft wächst weiter und zugleich haben wir das Abschalten von Atom- und 
Kohlekraftwerken eingeleitet, ohne dass bereits ausreichend erneuerbare Energiequellen 
und Stromtrassen errichtet worden wären… 
 

 
Der Jahres-Ölverbrauch Deutschlands laut IEA-Energieatlas 2015. 

 
Doch umgekehrt erfuhr das Projekt der Dekarbonisierung auch starke Unterstützung von 
zunächst vielleicht unerwarteter Seite. Papst Franziskus, das Oberhaupt der römisch-
katholischen Kirche und damit der derzeit größten Religionsgemeinschaft der Erde, hatte vor 
seinen Studien der Theologie Chemietechnik studiert und führte seine Erkenntnisse im 
päpstlichen Lehrschreiben („Enzyklika“) Laudato si, veröffentlicht am 18.6.2015, zusammen. 
Dort forderte er unter anderem, „in den kommenden Jahren den Ausstoß von Kohlendioxid 
und anderen stark verunreinigenden Gasen drastisch zu reduzieren, zum Beispiel indem man 
die Verbrennung von fossilem Kraftstoff ersetzt und Quellen erneuerbarer Energie 
entwickelt.“ [16, 26] 
 



 
Zwei Pioniere „grüner“ Religiosität: Der römisch-katholische Papst Franziskus (links) und der 

christlich-orthodoxe Patriarch Bartholomeos werden für ihre Umweltlehren noch vielfach 
belächelt, erreichen jedoch auch immer mehr Menschen. Foto: Nir Hason, 2014 

 
Neu war dabei nicht nur, dass ein Papst die verheerenden Umweltfolgen der Verfeuerung 
fossiler Rohstoffe in den Blick nahm, sondern dass er die Verschränkungen der ökologischen 
und menschlichen Folgen anprangerte [16, 48]: 
 
„Die menschliche Umwelt und die natürliche Umwelt verschlechtern sich gemeinsam, und wir 
werden die Umweltzerstörung nicht sachgemäß angehen können, wenn wir nicht auf 
Ursachen achten, die mit dem Niedergang auf menschlicher und sozialer Ebene 
zusammenhängen. Tatsächlich schädigen der Verfall der Umwelt und der der Gesellschaft in 
besonderer Weise die Schwächsten des Planeten: „Sowohl die allgemeine Erfahrung des 
alltäglichen Lebens als auch die wissenschaftliche Untersuchung zeigen, dass die schwersten 
Auswirkungen all dieser Umweltverletzungen von den Ärmsten erlitten werden.“ 
 
Die Enzyklika enthielt dabei unter anderem auch eine Warnung vor weiteren Öl- und 
generell Rohstoffkriegen, zumal unter dem Einsatz neuer Waffen [16, 58]: 
 
„Es ist vorhersehbar, dass angesichts der Erschöpfung einiger Ressourcen eine Situation 
entsteht, die neue Kriege begünstigt, die als eine Geltendmachung edler Ansprüche getarnt 
werden. Der Krieg verursacht immer schwere Schäden für die Umwelt wie für den kulturellen 
Reichtum der Bevölkerungen, und die Risiken wachsen ins Ungeheure, wenn man an die 
nuklearen und die biologischen Waffen denkt.“ 
 
Damit aber sind wir schon bei dem Thema, dem sich nachzugehen lohnt - warum Öl und Gas 
nicht nur Umwelt und Klima, sondern auch Menschenrechte, Demokratien, Kulturen und 
Wirtschaftssysteme schädigen. 



3. Wie Öl gegen Demokratien wirkt: Der Rentierstaat 
 
„Wessen Brot ich ess‘, dessen Lied ich sing!“, fasste Martin Luther (1483 – 1546) einst eine 
wichtige Beobachtung zusammen: Die wirtschaftlichen Güterströme beeinflussen Politik, 
Religionen und sogar unser eigenes Selbstverständnis! Und weil wir nun einmal Menschen 
sind, sind wir meist schnell dabei, diese Einflüsse bei anderen wahrzunehmen – aber eher 
langsam, wenn es um uns selbst geht. Gierig sind angeblich immer nur die Anderen… 
 
Als ich mich als junger Mensch und Bankkaufmann in der Jungen Union, später als 
Jugendgemeinderat und jung gewählter Stadtrat kommunalpolitisch engagierte, vertrat ich 
auch selbst noch ein sehr naives Bild vom demokratischen Fortschritt: Bildung und 
Wohlstand würden zu selbstbewussteren Bürgerschaften führen; diese würden von ihren 
Regierungen immer mehr Demokratie einfordern – und dies würde schließlich „von selbst“ 
zu einer freieren und friedlicheren Weltgemeinschaft zusammenwachsen. Ich vertrat, kurz 
gesagt, das von meinen Eltern vermittelte und vorgelebte, in Jahrhunderten gewachsene 
Selbstverständnis eines Bürgers, die durch eigene Arbeit und Steuern zum Erfolg des 
Gemeinwesens beitrugen und dafür Rechte und Mitbestimmung einforderten. Das Ganze 
erschien mir völlig „natürlich“. 
 
Dass ausgerechnet reiche Ölstaaten wie Saudi-Arabien oder Katar keine Anstalten machten, 
diesem Entwicklungspfad zu folgen, irritierte mich schon etwas – doch fand ich zunächst 
keine Antworten darauf. Bis ich endlich eines Tages während des religions- und 
politikwissenschaftlichen Studiums in Tübingen ein Seminar bei Prof. Peter Pawelka 
besuchen konnte – und so in die Rentierstaatstheorie eingeführt wurde. [13] 
 
Im Deutschen kennen wir den Begriff der Rente vor allem aus dem Bereich der 
Altersversorgung, doch er meint (zusammengefasst) allgemein den Bezug von Einkommen, 
für das nicht (mehr) selbst investiert oder gearbeitet werden muss. Entsprechend stark wirkt 
es sich auf die Weltanschauung und Lebensführung der Empfänger aus. So sprach man in der 
westlichen Welt vom Rentier, der nicht (mehr) arbeiten musste, weil er seinen 
Lebensunterhalt aus den Zinsen seines verdienten oder ererbten Kapitals bestreiten konnte, 
wie zum Beispiel Charles Darwin. Mit der Einführung staatlicher Rentensysteme wurden 
Rentner (=Bezieher staatlicher Renten) jedoch häufiger, zumal mit dem Schrumpfen der 
jungen, kredithungrigen Generationen auch die Zinsen immer weiter sinken. 
 
Der Begriff des Rentierstaats findet sich erstmals 1970 bei dem iranischen Ökonomen 
Hossein Mahdavy in einer international viel beachteten Studie über sein eigenes Land. Ein 
Rentierstaat sei demnach ein Land, das einen Großteil seiner Staatseinkünfte aus dem 
Ausland erhalte – beispielsweise aufgrund von Zollgebühren, Militärzahlungen, Drogen- oder 
Elfenbeinschmuggel sowie vor allem Rohstoff-, konkret: Erdöl- und Gasexporten. In einem 
solchen Rentierstaat hätten die Bürgerinnen und Bürger dann eben kaum Mittel, um von 
den ressourcenreichen Herrschenden Rechenschaft und Machtbeteiligung einzufordern; 
stattdessen würden sie oder doch mindestens die Soldaten, Beamten und Religionsführer 
systematisch von den Staatszuwendungen abhängig gemacht! Oder knapp formuliert: Wo 
das Geld „von oben nach unten“ (von den Herrschenden zu den Beherrschten) floss, 
entstünden kaum selbstbewusste Bürgerschaften – sondern abhängige Untertanen! 
 



 
Schaubild Blume 

 
So ertrotzten sich die englischen Barone als Ausgleich für Steuerzahlungen an König Johann 
schon um 1215 die „Magna Charta“, nach der sich erstmals königliche Herrscher 
geschriebenen Gesetzen unterwerfen mussten – darunter vor allem der Vorschrift, Steuern 
zukünftig nur noch nach Zustimmung des „allgemeinen Rates unseres Reiches“ zu erheben! 
 
„Als Adam grub und Eva spann, wo war denn da der Edelmann?“, hielten die süddeutschen 
Bauern schon um 1525 dem sie auspressenden Adel entgegen. Obwohl sie sich auf die frisch 
übersetzte Bibel beriefen, bestätigte Luther seine eigene Beobachtung: Weil er sich in 
Abhängigkeit von den Fürsten sah, stellte er sich gegen die Aufstände und stabilisierte die 
herrschende Obrigkeit. Doch während die Bauern im heutigen Deutschland noch blutig 
niedergeschlagen wurden, setzte sich in der benachbarten Schweiz Stück für Stück eine 
lange Tradition von kleinteiligen Bünden gegen die Adelsherrschaften durch, die später im 
Nationalmythos zum proto-demokratischen „Rütlischwur“ gegen die „bösen Vögte“ 
verdichtet wurde. 
 
„No taxation without representation! – Keine Besteuerung ohne parlamentarische 
Mitsprache!“ schleuderten nordamerikanische Siedler zur „Boston Tea Party“ um 1773 der 
noch herrschenden, englischen Krone entgegen, die von den Amerikanern Steuern erhob, 
aber keine parlamentarische Mitbestimmung gewährte. Die Rebellen setzten damit einen 
Prozess in Gang, der zur amerikanischen Revolution, Unabhängigkeit und zur bis heute 
geltenden, demokratischen Verfassung der USA von 1787 führte.  
 
Die Bestimmung des gewählten Parlamentes über Steuern und Staatshaushalt und also die 
gesamten Einnahmen und Ausgaben des Staates werden seitdem zu Recht als „Königsrecht“ 
eines echten Parlamentes anerkannt: Ohne dieses Recht bleiben auch vom Volk gewählte 
Gremien – wie etwa die Schura-Räte in einigen arabischen Ölmonarchien – bestenfalls die 
Herrscher beratende, weitgehend belanglose Kammern. Denn auch für Regierungen und 
Militärs gilt: Wessen Brot ich ess‘… 
 



Entsprechend führte auch der Versuch des französischen Königs Ludwigs XVI. (1754 – 1793), 
die französischen Generalstände zu neuen Steuern zu zwingen, ab 1789 zum Ausbruch der 
Französischen Revolution, die ganz Europa umwälzen und schließlich nach Terrorherrschaft 
und napoleonischen Kaiserzeiten in eine Republik münden würde. 
 

 
Als die französischen Generalstände aus Abgeordneten von Bauern, Bürgern und Kirche im 
Pariser „Ballhausschwur“ am 20.6.1789 dem König das Recht absprachen, eigenmächtig 

Steuern zu erheben, machte sich Frankreich auf den blutigen Weg zu einer demokratischen 
Republik. Gemälde: Jacques-Louis David, 1791 

 
Sinnigerweise hatte dabei ausgerechnet auch die Unterstützung der US-amerikanischen 
Rebellen durch die französische Krone gegen die britische Monarchie zur Finanznot und 
schließlich zum Sturz der französischen Despoten beigetragen! Als Faustregel gilt: 
Steuerzahlende lassen sich Verschwendung und Kriege nicht uneingeschränkt gefallen. Und 
schon kurz darauf, am 3. Mai 1791, wurde in Polen auch die erste demokratische Verfassung 
Europas in Kraft gesetzt, jedoch von den benachbarten Königreichen noch einmal 
niedergeschlagen. Deutschland startete seinen ersten, demokratischen Versuch in der 
Frankfurter Paulskirche um 1848, der jedoch ebenfalls zunächst an den Fürsten scheiterte. 
 
Kurz: Es waren (und sind) tatsächlich immer wieder die „von unten nach oben“ 
steuerzahlenden Schichten, die schließlich gegen Herrscherwillkür für ihre Rechte auf 
demokratische und parlamentarische Mitbestimmung kämpften. 
 
In Rentierstaaten sind jedoch die Steuereinnahmen zweitrangig; das Geld fließt vielmehr von 
„oben nach unten“. Das jeweilige Regime wird daher auch regelmäßig alles dafür tun, selbst 
an den Macht- und Geldtöpfen zu bleiben und sich damit bürgerliches Wohlverhalten, 
Armeen, Geheimdienste, richterliche und religiöse Funktionäre sowie ausländische 
Verbündete einzukaufen. Und auf welcher Basis und Erfahrung sollten die vom Staat und 
Geldfluss abhängigen Bürgerinnen und Bürger hier auch Mitbestimmung einfordern? 
 



Ob der ehemals sozialistische, zunehmend populistisch-volksreligiöse „Chavismus“ in 
Venezuela, der mit der orthodoxen Nationalkirche neu verbandelte „Putinismus“ in 
Russland, der „Baathismus“ des Irak, die „Islamische Republik“ des Iran, das von saudischen 
Öl- und US-amerikanischen Militärgeldern abhängige Ägypten, zahlreiche afrikanische 
Despotien oder eben auch die arabischen Golfmonarchien – die Einnahmen aus Erdöl und 
Erdgas führen regelmäßig und quer durch alle Kontinente und Kulturen zu autoritären und 
korrupten Rentierstaaten mit bestenfalls demokratischen Fassaden. In einigen gibt es 
Scheinwahlen ohne echte Aussichten auf einen Oppositionserfolg, im Ölstaat Irak firmierten 
die Elitetruppen Husseins als „Republikanische Garden“. Friedliche Regimewechsel sind die 
seltene Ausnahme, denn selbst wenn ein Diktator über seinen persönlichen Schatten 
springen und von der Macht lassen könnte, so hängt doch auch sein gesamtes Umfeld an der 
Verteilung der Renten-, hier: der Ölmilliarden. 
 
Selbst Mitgliedsstaaten des Europarates wie das – nominell demokratische – Aserbaidschan 
bleiben von den Auswirkungen des Rentierstaatsregimes nicht verschont: Europäische 
Abgeordnete, die Berichten über massive Korruption, Ämterkauf und 
Menschenrechtsverletzungen nachgehen wollten, wurden mit Geschenken und 
Zuwendungen so überhäuft, dass der Begriff der „Kaviar-Diplomatie“ geprägt wurde. [23] 
 

 
Eine Ölförderanlage bei Baku, der Hauptstadt Aserbaidschans. Foto: Gulustan 

 
Praktischerweise folgte auf den verstorbenen Präsidenten Aliyew direkt sein Sohn, der zur 
Aufhellung seines internationalen Renommees für rund 80 Millionen Euro die neuen 
„Olympischen Europaspiele“ ins Land holte. Auch die Vergabe der nächsten Fußball-
Weltmeisterschaften nach Katar und Russland wird im Zusammenhang mit enormen 
Schmiergeldzahlungen im Rahmen des Weltfußballverbandes FIFA gebracht; die Öl- und 
Gasgelder „vergiften“ auch den Sport. 
 



Der tiefgehende Schaden des Rentier- und besonders Ölstaates liegt in der Verkümmerung 
des Bürgertums: Statt Leistung und Innovation zählen vor allem Verwandtschaftsverhältnisse 
und „Beziehungen“, um an lukrative Posten und Gelder zu gelangen. Die Ergebnisse sind 
Ineffizienz, Klientelismus und Korruption sowie ein weitgehend abhängiges, korrumpiertes 
Bürgertum. Mangels Arbeits- und Leistungsethos werden körperliche Tätigkeiten sowie 
einfache Dienstleistungen gering geschätzt und häufig an billig bezahlte Gastarbeiter aus 
noch ärmeren Ländern abgetreten. 
 
Und Unzufriedenheit kann sich kaum über Proteste und Wahlen artikulieren, sondern 
mündet früher oder später in Terror- und Rebellengruppen, die die Herrschenden wiederum 
zum weiteren Ausbau der Staats- und Sicherheitsorgane (und gerne auch zur Förderung 
weiterer, privater Milizen zur Zersplitterung und Schwächung der Opposition) anstacheln. 
Kurz: Vom Ölstaat führt kaum je ein direkter Weg zur demokratischen Staatsform, aber fast 
immer zu Diktatur und Bürgerkrieg. 
 
Insofern waren die Allierten unter Führung der USA politikwissenschaftlich schlecht beraten, 
davon auszugehen, dass der Irak schnell zu einer Demokratie werden könnte: Es ist (und 
bleibt vorerst) ein Öl- und also Rentierstaat, in dem die Machthaber – ganz egal ob Schiiten, 
Sunniten oder Kurden - um die Kontrolle der Ressourcen kämpfen. Der so genannte 
Islamische Staat wurde zum „lachenden Vierten“ in diesem Konflikt, indem er die 
zerstrittenen Konfliktparteien wieder und wieder gegeneinander ausspielt(e) und den nach 
Saddams Herrschaft gedemütigten und vom Ölstrom abgeschnittenen Sunniten 
„Gerechtigkeit“ und Wohlstand durch ein Kalifat verhieß. 
 
Und es waren und sind keineswegs nur neue und schwache Staaten von den negativen 
Folgen der Rohstoffrenten bedroht: Auch etablierte Demokratien wie die USA (vgl. Kap. 4) 
und die Niederlande (vgl. Kap. 3) haben durch Öl- und Gaslagerstätten wirtschaftliche und 
politische Schäden erlitten. Und während ich diese Zeilen schreibe, wird gerade auch 
Brasilien, eine der mit über 200 Millionen Einwohnern zahlenmäßig größten Demokratien 
der Erde, von einer Serie von Korruptionsskandalen erschüttert, die sich um den Ölkonzern 
„Petrobras“ gebildet haben und bis zu den Parteispitzen und der Präsidentin selbst reichen. 
 

 
Das Hauptquartier der halbstaatlichen Petrobras in Rio de Janeiro, die täglich über zwei 

Millionen Barrel Öl und Gas fördert. Foto: Galio 
 



Aus den negativen Erfahrungen anderer Demokratien hatte dann immerhin Norwegen seine 
Lehren gezogen und seine Öleinnahmen in einem dem normalen Budget entzogenen 
Staatsfonds angelegt, der Stand 2015 bereits über 830 Milliarden Euro schwer ist. Im Mai 
2015 beschloss der Ausschuss dieses Fonds zudem, alle Anteile von Firmen abzustoßen, die 
noch Kohle fördern – was Greenpeace zu dem bemerkenswerten Jubel-Tweet (einer 
Kurznachricht auf Twitter) anstiftete: 
 
"Wir haben gewonnen! Norwegen wird verkaufen! Die Politiker schmeißen die Kohle aus dem 
Ölfonds" [12] 
 

 
Die norwegische Ölplattform Statfjord A. Bild: Softwarehistorian 

 
Wenn auch der Anti-Kohle-Beschluss mit der dringend notwendigen Reduzierung der CO2-
Emmissionen „ganz ökologisch“ begründet wurde, so war er doch auch nicht ganz 
uneigennützig: Wird beispielsweise in Mittel- und Osteuropa die Kohleproduktion 
zurückgefahren, so wird dies auf absehbare Zeit noch den Durst nach Öl und also den Preis 
auch für die norwegischen Fördermengen erhöhen. Wenn durch den Umstieg auf 
regenerative Energien schon die fossilen Rohstoffe an Wert verlieren – dann doch gerne die 
der Anderen. Ja, auch Umweltschutz wird gerne vor dem Hintergrund der je eigenen 
Interessen interpretiert. 
 
Aber immerhin: Der norwegische Ölfonds war – politikwissenschaftlich klug beraten – nicht 
nur so ausgestaltet worden, dass die eigene Demokratie möglichst wenig Schaden nahm, 
sondern auch die eigene Wirtschaft. Denn es klingt zunächst unglaublich, ist aber leider 
wahr: Gesellschaften mit reichen Öl- und Gasvorkommen sind nicht nur durch das Entstehen 
von Diktaturen und Bürgerkriegen besonders gefährdet - sondern auch durch Armut! Es gibt 
ihn, den Ressourcenfluch! 



4. Warum Rohstoffreichtum arm machen kann: Der Ressourcenfluch 
 
Im vorherigen Kapitel haben wir bereits gesehen, wie hohe Renteneinnahmen etwa aus Öl- 
und Gaseinnahmen die politischen Strukturen einer Gesellschaft negativ verformen: Die 
Herrschenden klammern sich mit einer Mischung aus Klientelismus und Gewalt an Macht 
und Reichtümer und es werden nicht etwa Arbeitsleistungen belohnt, sondern die 
„richtigen“ Verwandschaftsverhältnisse und Beziehungen. Klar, dass solche Rentierstaaten 
auch wenig Anreize haben, kleine und mittlere Betriebe zu fördern, Bürokratien abzubauen 
oder die Korruption zu bekämpfen. 
 
Doch ab den 1960er Jahren wurde am Beispiel der Niederlande deutlich, dass sogar eine 
etablierte Demokratie mit gewachsenen Institutionen, einer evangelisch-calvinistisch 
geprägten Arbeitsmoral und seit dem Mittelalter blühenden Handelsnetzen in die ganze 
Welt hinein durch Rohstoffreichtum geschädigt werden kann: Angesichts der Erschließung 
großer Erdgaslagerstätten rechnete das Land mit Reichtum – und erlitt doch eine 
wirtschaftliche Schwächephase mit sinkender Produktion und steigender Arbeitslosigkeit, 
die als Holländische Krankheit in die Wirtschaftsgeschichte einging. 
 

 
Eine Collage aus Motiven der niederländischen Geschichte von „Anne97432“ 

 
Was war geschehen? Einen wichtigen Grund erkannten die Ökonomen schnell: Der Verkauf 
des Erdgases spülte Milliardeneinnahmen in das Land – was zu deutlichen Preissteigerungen 
der Landeswährung (des Gulden) beitrug. Das aber bedeutete, dass die Produkte 
niederländischer Produzenten von der Landwirtschaft bis zum Maschinenbau international 
immer teurer wurden – und gleichzeitig die Importe billiger. Die Betriebe verloren nicht nur 
internationale, sondern auch nationale Marktanteile – viele mussten Personal abbauen oder 
sogar schließen. 
 
Nun begann eine ganze Reihe von Forschungsarbeiten zum Thema, mit teilweise 
beachtlichen Befunden weit über die Niederlande hinaus. Schon 1993 prägte Richard Autey 
für die Auswirkungen mineralischer Rohstoffe den Begriff des „Ressourcenfluchs“ (Ressource 
Curse). [14] So stellten beispielsweise Andrew Warner und Jeffrey Sachs in einer (immer 
noch online stehenden) Studie von 1995 fest, dass das Bruttosozialprodukt (GDP) in den 
Staaten mit hohen Rohstoffexporten von 1971 bis 1989 langsamer gewachsen war als in 
rohstoffarmen Gesellschaften. Andere Autoren stellten für die OPEC-Staaten sogar negative 
Korrelationen pro Kopf fest – während kleine Eliten in Ölstaaten immer reicher wurden, 
verarmte der größte Teil der Bevölkerung!  
 



So wurden außer den negativen politischen Folgen und den Auswirkungen auf die 
Landeswährung weitere Verzerrungen festgestellt, beispielsweise auf dem Bildungs- und 
Arbeitsmarkt: Die Rohstoffe wurden von einer kleinen, gut verdienenden Schicht von Fach- 
und Gastarbeitern gefördert. Und während rohstoffarme Länder wie Taiwan oder Südkorea 
gar keine Alternative dazu sahen, als durch Bildung ihre eigene Bevölkerung und Wirtschaft 
zu entwickeln, holten sehr viele Ölstaaten die benötigten Fachkräfte einfach aus dem 
Ausland – was nicht nur einfacher und schneller ging, sondern auch politisch besser zu 
kontrollieren war: Murrende Gastarbeiter lassen sich leichter außer Landes schaffen. 
 
Aber auch viele der hellsten oder auch nur einflussreichsten Köpfe im Inland strebten in den 
Rohstoffsektor, statt zum Beispiel selbst Unternehmen zu gründen, Bildung, Forschung und 
Entwicklung zu betreiben oder als Angestellte die Firmen voranzubringen. Zunehmend 
orientierten sich schon die Ausbildungsentscheidungen der Heranwachsenden an diesen 
Zielen. Betriebe außerhalb der Rohstoffförderung und auch die öffentlichen Verwaltungen 
samt der Schulen hatten es zunehmend schwer, an engagierte und bezahlbare Fachkräfte zu 
kommen. Wer also beispielsweise eine neue Fabrik errichten und dazu bezahlbare 
Fachkräfte finden wollte, tat gut daran, dies weit weg von den Bohrtürmen zu tun – und so 
klaffen in den Rohstoffregionen auch heute noch meist dünne Schichten aus Gutverdienern 
sowie Gastarbeitern und andererseits eine frustrierende Arbeitslosigkeit Einheimischer, 
die den Zugang nicht schafften. Dass dies wiederum Unzufriedenheit und Unruhen bis hin zu 
Terror und Bürgerkriegen nur anheizen kann, erklärt sich fast schon von selbst. 
 
Hinzu kommen oft massive Umweltschäden durch die Rohstoffförderung, die von der 
Zerstörung und Verseuchung ganzer Landstriche bis zu Erdbeben reichen können und gerade 
auch Mittel- und Oberschichten zur Abwanderung treiben. Zurück bleiben zerstörte und 
vergiftete Landschaften sowie verarmte, von Hoffnungslosigkeit gezeichnete Siedlungen. 
 
Zu einem weltweit beachteten Beispiel für diese Fehlentwicklungen wurde der nigerianische 
Lehrer und Verwaltungsangestellte Ken Saro-Wiwa (1941 – 1995), der sich zunehmend 
gegen die Verarmung seines Herkunftsvolkes – der Ogoni – aufgrund von Ölfunden in ihrem 
Land engagierte. 
 

 
Ken Saro-Wiwa (1941 – 1995) 

 



Wegen seiner zunehmend populären Kritik wurde Saro-Wiwa schließlich aus dem 
Staatsdienst entlassen, war jedoch prompt als kritischer Publizist, Buchautor und 
Unternehmer erfolgreich. Schließlich wusste sich das nigerianische Rentierstaats-Regime 
nicht mehr anders zu helfen, als den gewaltlosen Bürgerrechtler zusammen mit anderen 
Aktivisten unter fadenscheinigen Vorwürfen zu verhaften, mithilfe bestochener Zeugen zu 
verurteilen und hinzurichten. Um einer drohenden Verurteilung wegen Beihilfe zu diesen 
Morden zu entgehen, schloss die Ölfirma Shell schließlich einen Vergleich über mehr als 15 
Millionen US-Dollar mit den Familien der Hinterbliebenen. [15] 
 
Und damit sind wir auch schon beim nächsten großen Teil des Rohstofffluches angekommen 
– der Entstehung korrumpierter (durch Geld „vergifteter“) und zunehmend internationaler 
Öllobbys. 



5. Von Rockefellers und Ölscheichs: Die Macht der Öllobbys 
 
Im Jahre 2006 machte der Kinofilm „Blood Diamond“ mit Leonardo DiCaprio, Djimon 
Hounsou und Jennifer Connely Furore, der die Korruption und Brutalität rund um die 
Diamantenminen in Sierra Leone, Afrika, sowie das Schicksal der dort schürfenden Sklaven 
und Kindersoldaten thematisierte. Hunderttausende von Menschen begriffen, dass die 
funkelnden Edelsteine (Werbeslogan „A Diamond is Forever“) mit viel Blut befleckt waren; 
die Nachfrage nach Schmuckdiamanten ging zurück. 
 
2013 setzte die populäre Krimiserie „Castle“ mit der Folge „A Murder is Forever“ nach. Die 
Folge spielte die Idee durch, dass ein Forscher einen Weg gefunden habe, kostbare 
Industriediamanten höchster Qualität herzustellen – um damit die Diamantenkartelle zu 
entmachten und das Schicksal der Menschen zu verbessern. Klar, dass diese Geld, 
Drohungen und mehr einsetzen, um ihr Geschäft abzusichern! 
 
Edelsteine klingen wertvoll – in der Realität macht aber der gesamte Diamantenhandel nur 
einen geringfügigen Bruchteil der Billionensummen aus, die jährlich mit Öl umgeschlagen 
werden. Und während der Verzicht auf Schmuckdiamanten die meisten Menschen wenig 
kostet (sondern vielmehr einiges spart), ist das Öl aus unseren Leben nicht so einfach zu 
verbannen. Entsprechend sind Macht und Bedeutung der Diamantenkartelle ein Witz im 
Vergleich zu den riesigen Verbünden, die sich zur Verteidigung ihrer Öl- und Gasgeschäfte 
gebildet haben. 
 
Der Begriff der „Lobby“ bezeichnete ursprünglich einfach den Eingangs- und Vorraum zu den 
Höfen und Parlamenten (wie heute noch die „Hotellobby“) – und der Lobbyist den 
Interessensvertreter, der hier Einfluss auf politische Entscheidungen zu nehmen versuchte. 
Bis heute spielen Parlaments- und Hotellobbys unter Einbezug von Restaurants einer Rolle 
bei dieser Arbeit, werden jedoch zunehmend durch professionelle Büros, Tagungs- und 
Stiftungsformate sowie vor allem Medienarbeit unterstützt. 
 

 
Die Hotellobby des Rayaburi Hotels in Patong, Thailand. Foto: Karya Sendiri 

 



Dabei ist Lobbyismus nichts grundsätzlich Negatives, sondern gerade auch in einer 
Demokratie völlig normal, sogar wünschenswert: Botschaften anderer Staaten und Regionen 
des eigenen Landes betreiben für ihre Interessen in der Hauptstadt ebenso „Lobbying“ wie 
Umwelt- und Tierschutzgruppen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, Bildungs-, 
Wissenschafts- und Kultureinrichtungen, Anwalts-, Sport- und Frauenvereine, 
Gewerkschaften und Wirtschaftsverbände. Es ist nicht nur das Recht, sondern auch die 
demokratische Pflicht von Menschen, sich zur Vertretung von Interessen, zum politischen 
Dialog und zur Kompromissfindung zusammen zu schließen. Der im vorigen Kapitel benannte 
Bürgerrechtler Ken Saro-Wiwa war in diesem Sinne ebenso ein Lobbyist für sein Volk wie 
seine Gegner, die etwa von der Ölfirma Shell bezahlt wurden – und gegen die er schließlich 
sogar sein Leben verlor. 
 
Doch hier wird das Problem auch schon deutlich: In einer idealen Demokratie hinge der 
Einfluss der verschiedenen Lobbys nur von der Kraft ihrer Argumente, der Geltung der 
Grund- und Menschenrechte und der Unterstützung durch Wählerinnen und Wähler ab. 
Doch in der Realität verzerren wirtschaftliche und auch organisatorische Ressourcen den 
Zugang zur Macht: Die Banker der Frankfurter Innenstadt können sich sehr viel leichter eine 
professionelle, schlagkräftige und auch finanzstarke Lobby organisieren als zum Beispiel 
Obdachlose. Und die Lobbyisten von Rohstoffunternehmen haben Unsummen zur 
Verfügung, um Einfluss auf Politiker, Wissenschaftler, Medien, Juristen und letztlich auch die 
öffentliche Meinung zu nehmen und so ihre Geschäfte zu sichern. 
 
In der Realität werden damit selbst in Demokratien (wörtlich: Herrschaft des Volkes) die 
tatsächlichen Machtverhältnisse zugunsten einer Oligarchie (wörtlich: Herrschaft der 
Wenigen) verschoben. So prangerte zuletzt auch Papst Franziskus in seiner Enzyklika 
„Laudato si“ an: 
 
„Die Unterwerfung der Politik unter die Technologie und das Finanzwesen zeigt sich in der 
Erfolglosigkeit der Weltgipfel über Umweltfragen. Es gibt allzu viele Sonderinteressen, und 
leicht gelingt es dem wirtschaftlichen Interesse, die Oberhand über das Gemeinwohl zu 
gewinnen und die Information zu manipulieren, um die eigenen Pläne nicht beeinträchtigt zu 
sehen. […] Das Bündnis von Wirtschaft und Technologie klammert am Ende alles aus, was 
nicht zu seinen unmittelbaren Interessen gehört.“ (16, 54) 
 
In der jüngeren Zeit konnte die Entstehung von milliardenschweren Rohstoffoligarchen, die 
sich dann gerne auch eigene Medien, Stiftungen und Sportvereine hielten, beispielsweise in 
der Ukraine und in Russland „gut“ beobachtet werden. Auch der ehemalige deutsche 
Bundeskanzler Gerhard Schröder ließ sich – mitsamt all seiner Kontakte und seinem 
öffentlichen Ansehen – für den Aufsichtsrat des halbstaatlichen Gaskonzerns Gazprom 
gewinnen. Eine Zeitlang beschränkte sich das Ringen um Öl- und Gaseinnahmen (und damit 
auch die Leitungen) noch auf wechselnde Bündnisse, das Unterdrücken von Oppositionellen 
und die drohende Unterbrechung von lebenswichtigen Lieferungen. Dann entzündete sich 
ein nicht-erklärter Krieg, der bis heute andauert. 
 



 
Das Hauptquartier von Gazprom in Moskau. Foto: Andrey Ivanov 

 
Doch schon sehr viel länger als die russischen Oligarchen wirken jene in den USA und Saudi-
Arabien. Das Entstehen reicher und oft auch skrupellos agierender Öloberschichten, die 
Geld, Einfluss und Familienverbindungen vererben, wurde in den Vereinigten Staaten sogar 
zum Fokus erfolgreicher Fernsehserien wie Dallas und Denver Clan. So entstand in der 
Republik gemeinsam mit verbundenen Politikerfamilien wie den Bushs eine Art von neuem 
„Adel“ mit riesigem, politischem Einfluss - und wiederum internationalen Verbindungen zu 
anderen Ölproduzenten. 
 
Gewissermaßen als Urahn und Vorbote dieses neuen Öl- und Geldadels in den USA gilt der 
aus einer deutsch-evangelischen Siedlerfamilie stammende John D. Rockefeller (1839 – 
1937), der erste Dollar-Milliardär der Weltgeschichte. Dabei stammte Rockefeller selbst aus 
ärmlichen Verhältnissen, stieg aber rechtzeitig und mit großer Entschlossenheit in das am 
Ende des 19. Jahrhunderts entstehende Ölgeschäft ein. 
 
Gemeinsam mit Partnern gründete er die Standard Oil Company, die sich durch zwei 
Neuerungen auszeichnete: Sie verkaufte Öl in standardisierter Menge und Qualität (eben als 
„Standard Oil“). Und sie strebte nicht nur nach der Beherrschung der Ölförderung, sondern 
nach der möglichst umfassenden Kontrolle der gesamten Lieferkette: Vom Ölbohrturm über 
den Eisenbahntransport bis zur Raffinerie und dem Verkauf der Endprodukte. Durch 
Bündnisse (Kartelle) und den Aufkauf von Konkurrenten konnte Rockefeller dabei immer 
wieder auch den Wettbewerb außer Kraft setzen, erwarb zunehmend auch Kohlebergwerke 
und beschäftigte Scharen von Lobbyisten und Anwälten, um Konkurrenten, staatliche 
Kartellbehörden und kritische Politiker in Schach zu halten. 
 



 
John D. Rockefeller um 1917. Gemälde: John Singer Sargent 

 
Um 1911 spaltete schließlich das höchste Gericht der USA, der Supreme Court, den 
Ölmonopolisten in fast vierzig (!) Unternehmen auf. Wie mächtig Standard Oil da jedoch 
bereits war, wird daran deutlich, dass aus vielen dieser Teile wiederum bedeutende 
Weltkonzerne wuchsen: Aus der Standard Oil of California erwuchs Chevron sowie die saudi-
amerikanische Aramco, aus der Standard Oil of New Jersey Exxon, aus der Standard Oil of 
New York Mobil (inzwischen zu ExxonMobil wiedervereint…) – und so weiter. 
 
Zu einem Wendepunkt in der Rockefeller-Strategie führte jedoch schließlich das Ludlow-
Massaker am 20. April 1914. In den dortigen, zum Imperium gehörenden Kohlebergwerken 
schufteten vor allem Immigranten unter furchtbarsten Bedingungen und zu niedrigster 
Bezahlung. Das Rechtssystem und auch die Politik des US-Staates Colorado beugten sich dem 
Reichtum des Ölgiganten. 
 
Und so ließ der örtliche Gouverneur denn auch die Nationalgarde aufmarschieren, als 
Hunderte verzweifelter Kohlearbeiter und ihre Familien zu streiken und den Zugang zu den 
Kohleflözen zu blockieren begannen. Zunächst wurden die Streikenden nur belagert, dann 
verhaftet, angegriffen – und schließlich am 20. April (dem Osterfest der griechisch-
orthodoxen Arbeiter) beschossen. 
 
In blutigen, schließlich zehn Tage dauernden Kämpfen zerschlugen die Nationalgardisten die 
Zeltstadt. Allerdings meuterten auch einige Soldaten, die sich weigerten, auf die 
Arbeiterfamilien zu schießen. 
 
Die Wut der US-amerikanischen (Zeitungs-)Öffentlichkeit richtete sich nun zunehmend 
gegen den Bergwerksbesitzer Rockefeller, der die Gefahr erkannte, zum Hassobjekt von 
Öffentlichkeit und Politik, vielleicht gar enteignet zu werden.  
 



 
Das Denkmal für die Opfer des Ludlow-Massakers am Ort des Geschehens. Foto: Carptrash 

 
Vom Umschwung der öffentlichen Meinung und der Politik bedroht, schwenkte der 
Milliardär um und überschrieb einen Großteil seines Vermögens der Rockefeller Foundation: 
Einer bis heute bestehenden Stiftung, die sich der Förderung des öffentlichen 
Gesundheitswesens und der medizinischen Ausbildung, der Kunst und Kultur, des 
wissenschaftlichen Fortschritts und der Sozialforschung, der Steigerung der 
Nahrungsmittelproduktion und später auch der Demokratieförderung verschrieb. 
Abertausende Meinungsbildner und Projekte profitierten direkt von den Zuwendungen 
Rockefellers, der seine schnell wachsende Popularität genoss und wesentlich dazu beitrug, 
dass in den USA von Reichen heute auch Spenden und Stiftungen geradezu erwartet werden. 
[17] 
 
Die Auswirkungen davon sind bis heute durchaus zweischneidig: Einerseits profitiert so eine 
lebendige und dynamische Zivilgesellschaft – andererseits erwerben sich damit die 
Oberschichten auch erheblichen Einfluss nicht nur in die Politik und Öffentlichkeit, sondern 
auch in die Medien, Künste und sogar Wissenschaften und Religionsgemeinschaften hinein. 
So sind beispielsweise US-amerikanische Wahlen inzwischen zu millionenschweren 
Schlachten geworden, die ohne die direkte und indirekte Hilfe finanzkräftiger Unterstützer 
kaum mehr zu gewinnen sind. Auch Universitäten können ohne private Gelder kaum mehr 
wirken. 
 
Das Königtum in Saudi-Arabien brauchte dagegen keine Wahlen zu befürchten, als Anfang 
des 20. Jahrhunderts riesige Ölvorkommen unter dem Wüstensand gefunden wurden. Eine 
Rockefeller-Tochterfirma, die Standard Oil of California, setzte sich 1933 beim saudischen 
Königshaus gegen einen irakischen Konkurrenten durch und erhielt das Recht, Erdöl zu 
schürfen. 
 



1938 begannen die angezapften Ölquellen zu sprudeln und 1944 erhielt die dort arbeitende 
Firma (an der sich inzwischen auch Texaner beteiligt hatten) den bis heute bestehenden 
Namen Arabian American Oil Co. – kurz: Aramco. Die Firma wurde nach und nach vom 
saudischen Königshaus verstaatlicht, in Saudi Aramco umbenannt – und ist heute 
gemeinsam mit seinen vor allem US-amerikanischen Partnerfirmen der mit Abstand größte 
Erdölproduzent der Welt. 
 

 
Das Hauptquartier von Saudi Aramco in Dhahran, Saudi-Arabien. Foto: Eagleamn 

 
Und selbstverständlich setzen auch die Ölscheichs ihr Geld nicht nur im Inland ein, um die 
Öffentlichkeit zu täuschen und ihre Herrschaft abzusichern. Über von jemenitisch-
schiitischen Hackern erbeutete und der Wikileaks-Plattform zugespielte 
Regierungsdokumente aus dem Herzen der Ölmonarchie wurde bekannt, dass saudi-
arabische Diplomaten 2011 auch für die Bundesrepublik Deutschland gezielte „Public 
Relations“ finanzieren wollten. Gedacht war an den Kauf von Journalisten verschiedener 
Medien für bis zu 7500 Euro im Monat, zuzüglich Prämien für das Einstellen positiver und 
das Verhindern negativer Berichte. Auch Filmemacher und Buchautoren sollten mit reichlich 
Geld bedacht werden. Ob der Plan ausgeführt wurde und ob deutsche Medienschaffende 
solches Ölgeld angenommen haben, ist (noch?) nicht bekannt. [24] 
 
Es ist also leicht und falsch, den enormen Einfluss der Öllobby in irgendeiner zentral 
gesteuerten Verschwörung zu suchen – wir haben es vielmehr von Aserbaidschan bis zu den 
Vereinigten Staaten mit einem weltweiten Netzwerk gemeinsamer Interesse mit einigen 
großen und sehr vielen kleinen Akteuren zu tun. Und deren Macht fußt nicht primär auf 
Argumenten, sondern auf dem Geld, das sie mit Öl und Gas verdienen. 
 
Ein schönes – oder besser: trauriges – Beispiel dafür, dass auch Deutschland 
selbstverständlich davon betroffen ist, bietet das Schicksal der Öldialyse. Damit wird eine in 
Sachsen-Anhalt weiterentwickelte Filtertechnik bezeichnet, die das in Fahrzeugen 
verwendete Motorenöl wieder so reinigt, dass es wiederverwendet werden kann und nicht 
mehr als Altöl-Sondermüll entsorgt werden muss. 
 



Der Ansatz klingt ebenso einfach wie genial: Durch die Mehrfachverwendung des 
Schmierstoffes könnten schon alleine in Deutschland jährlich Abertausende Tonnen Öl sowie 
enorme Kosten gespart werden! 
 
Doch obwohl eine langsam steigende Zahl von Kunden – inklusive kommunaler 
Nahverkehrsunternehmen und der Armee des Kleinstaates und NATO-Partners Luxemburg – 
mit den bereits arbeitenden Öldialyse-Geräten hochzufrieden sind, sieht sich der Hersteller 
noch immer einer Barrikade von Gegnern und Widerständen gegenüber. Sie reicht von 
Mineralölproduzenten über die Autovertriebswerkstätten bis zu Sondermüllentsorgern, die 
allesamt an der bisherigen Praxis des Ölwechsels prächtig verdienen – und nach Angaben 
des Fabrikanten auch schon hohe Summen geboten hätten, um das Filterpatent nur wieder 
vom Markt verschwinden zu lassen. Gegen deren ökonomisch verständlichen aber 
ökologisch und sozial verheerenden Widerstand verläuft der Öldialyse-Ausbau schleppend 
und es werden weiterhin täglich Unmengen an Motoröl vergeudet. [18] 
 
Vielleicht wären ja an dieser Stelle einmal Initiativen, Petitionen oder auch Kein-Blut-für-Öl-
Demonstrationen angesagt? Schließlich sind es in diesem Fall wir selbst, die diese 
Verschwendung wertvoller Ressourcen und die damit verbundene Zerstörung von Natur und 
Kultur geschehen lassen. 



6. Macht von Gottes Gnaden? Das Öl und die Religionen 
 
Am 7. Januar ermordeten islamische Extremisten in Paris bei brutalen Angriffen auf die 
Satirezeitschrift „Charlie Hebdo“ und einen jüdischen Supermarkt Christen, Juden, Muslime 
und Konfessionslose, um gegen die vermeintliche „Beleidigung des Propheten“ vorzugehen. 
Zu denen, die diese Tat sofort und scharf verdammten, gehörten auch offizielle 
Regierungsvertreter Saudi-Arabiens, die sich auch in eine weltweite Trauerdemonstration 
für die Pariser Opfer einfügten – gegen Terror und für Meinungsfreiheit. 
 
Das hinderte das gleiche Regime jedoch nicht, nur zwei Tage später den Blogger Raif Badawi 
wegen „Beleidigung des Islam“ öffentlich mit 50 Stockhieben auszupeitschen – und ihm 
weitere 950 (die ihn sicherlich töten würden) anzudrohen. Dabei bestand das „Vergehen“ 
des Ehemannes und dreifachen Vaters lediglich daraus, dass er in einem Blog für eine 
Trennung von Religion und Staat eingetreten und religiöse Fundamentalisten gereizt hatte. 
 

 
Einige Blogtexte des saudi-arabischen Bürgerrechtlers Raif Badawi wurden in diesem Buch 

und eBook von Ullstein veröffentlicht, dessen Erlöse der Familie und Kampagne zur 
Freilassung des Autors zu Gute kommen. 

 
Auch internationale Proteste konnten bislang das Schicksal des Gefolterten nicht zum 
Besseren wenden: Am 7. Juni 2015 bestätigte das Oberste Gericht des Landes das 
Folterurteil, das – soweit es vollstreckt würde – den Tod des Bloggers bedeuten wird. 
 
Man könnte das Verhalten der saudischen Regierung – in Paris gegen Terror und für 
Meinungsfreiheit demonstrieren und im eigenen Land das Gegenteil zu praktizieren – 
einfach als „Heuchelei“ abtun. Doch dies hieße, das Regime zu unterschätzen: Das 
Königshaus von Saudi-Arabien wünscht sich tatsächlich, dass der Westen weiterhin 
Meinungs- und Religionsfreiheit gewährt und damit auch die durch Ölmillionen geförderte 
Ausbreitung des Wahhabismus, seiner fundamentalistischen Lesart des Islam. Und 
gleichzeitig will das Regime mit allen Mitteln verhindern, dass unter seinen wachsenden, 
jungen Generationen Fragen nach Gerechtigkeit und Freiheit offen diskutiert werden. 
 



Damit handelt Saudi-Arabien ähnlich wie Wladimir Putin, der im eigenen Land im Bündnis 
mit der russisch-orthodoxen Nationalkirche Medien und Zivilgesellschaft zunehmend brutal 
unterwirft und zugleich Medienangebote und ganze Internet-Trolleinheiten zur 
Beeinflussung der europäischen Öffentlichkeit finanzieren lässt. 
 
Und auch in Venezuela riskiert Leib und Leben, wer bestreitet, dass der verstorbene, 
sozialistische Präsident Hugo Chavez (1954 – 2013) seinem Nachfolger Nicolas Maduro „als 
Vögelchen“ im Traum erschienen sei. [19] 
 
Dass zum Beispiel auch der Herrscher des Ölstaates Brunei, Sultan Hassanal Bolkiah, von 
„Gottes Gnaden“ eingesetzt ist und weiterhin 30 von 45 Mitglieder des „Gesetzgebenden 
Rates“ persönlich ernennt, vermag da auch nicht mehr zu überraschen. 
 

 
Der Sultan des ölreichen Brunei bei einem US-Staatsbesuch. 

 
Wer auch immer Rohstoffstaaten analysiert, wird auf eine überraschend starke Rolle 
religiöser Überzeugungen im politischen System treffen. 
 
Der Grund dafür ist der Bedarf an Begründung, fachdeutsch: Legitimation. Jede 
gesellschaftliche Hierarchie (wörtlich: Heilige Ordnung!) muss begründet werden, um von 
ausreichend vielen Menschen akzeptiert zu werden. In Demokratien besteht diese 
Legitimation durch die Auswahl der Regierenden auf Basis festgeschriebener 
Verfassungsregeln. Deswegen können Demokratien auch echte Religionsfreiheit gewähren – 
denn solange die Bürgerinnen und Bürger die gemeinsame Verfassung achten, ist es 
gleichgültig, ob sie dies etwa auf christlicher, islamischer, buddhistischer oder 
humanistischer Grundlage tun. 
 



In Rentierstaaten aber braucht es eine Begründung, warum diese – genau diese – Gruppe 
der Herrschenden das Recht haben sollte, zu herrschen und die Rohstoffreichtümer nach 
eigenem Willen aufzuteilen. Dazu werden sich die Herrschenden regelmäßig eine religiöse 
Strömung aussuchen, die ihnen diese Legitimation verschafft – und diese dann mit massiver 
Förderung und der Unterdrückung jeder Alternative zum Staatskult erheben. 
 
Den Islam hat der Ölreichtum dabei besonders schlimm erwischt: Schon 1744 hatte sich die 
damalige Stammesfürstenfamilie Al-Saud mit dem fanatisch-intoleranten Korangelehrten 
Muhammad ibn Abd-al Wahhab (1702 – 1792) verbündet, um gemeinsam die arabische 
Halbinsel samt des islamischen Hauptheiligtums Mekka und damit auch die 
Renteneinnahmen aus den Handels- und Pilgerströmen zu erobern. So wie die heute noch 
regierende Herrscherfamilie führen sich auch führende Korangelehrte in Saudi-Arabien 
weiterhin auf die Teilnehmer des damaligen Bündnisses zurück. 
 
Mit den enormen Ölfunden ab den 1930er Jahren im Bündnis mit US-amerikanischen Firmen 
wurde diese Verbindung aus gewaltbereiter Politik und fundamentalistischer Religion 
unermesslich reich – und begann, auch andere sunnitisch-islamische Gesellschaften zu 
unterwandern sowie die Schiiten und andere religiöse Minderheiten zu verdrängen. 
 
In seinem ursprünglich fünfbändigen und mit internationalen Preisen überhäuften Werk 
Salzstädte schilderte Abdalrachman Munif (1933 – 2004), wie die Förderung von Erdöl durch 
eine US-amerikanische Firma die Bevölkerung einer saudi-arabischen Oase (Wadi al-Ujun) 
entwurzelt und der lockende Reichtum sowohl die mit ihnen verbündete, ohnehin 
traditionalistische Regierung wie auch die Islamgelehrten in intolerante Tyrannen 
verwandelt. [20] 
 

 
Vom Ölökonomen zum Dissidenten: Abdalrachman Munif starb 2004 

 
Munif selbst kannte sich dabei bestens aus: Er hatte sowohl im Irak wie auch in Syrien als 
Ökonom für die Ölindustrie gearbeitet. Da die saudi-arabische Regierung den im Ausland 
lebenden Autor nicht fassen konnte, verbot sie doch sein Buch und entzog ihm die 
Staatsbürgerschaft. 
 
In den demokratischen Gesellschaften besteht zwar kein Bedarf mehr, ein 
„Gottesgnadentum“ religiös zu legitimieren - wobei dieses zum Beispiel in Großbritannien 
als Teil der Tradition politisch entschärft, geschätzt und weitergeführt wird. Aber auch in den 
USA haben Rohstofflobbys über Jahrzehnte hinweg vor allem durch Spenden und Stiftungen 
christlich-evangelikale Fundamentalisten gefördert, die bis heute nicht nur gegen die 
Evolutionsforschung, sondern auch gegen die Umwelt- und Klimawissenschaften zu Felde 
ziehen. 
 



So reagierte R. Albert Mohler, Jr., Präsident des evangelikal-konservativen Southern Baptist 
Theological Seminary, am gleichen Tag der Veröffentlichung auf die päpstliche Enzyklika 
Laudato si mit einer Pro-Erdöl-Presseerklärung (Übersetzung Blume): 
 
„‘Laudato si‘ ist auf jeden Fall ein sehr interessantes Dokument. Papst Franziskus hat absolut 
Recht, unsere Sorge für die Schöpfung als ein theologisches Thema zu identifizieren. Als 
Haushälter der Schöpfer sind wir vom Schöpfer berufen, auf die Welt zu achten, die er 
geschaffen hat. Gleichzeitig haben mehrere zentrale Behauptungen des Papstes mehr mit 
dem derzeitigen wissenschaftlichen Konsens als mit Theologie zu tun. Außerdem dürften 
einige seiner speziellen Vorschläge jenen schaden, denen er helfen möchte – den Armen. 
Während fossile Brennstoffe sicher zu einem Anstieg an Kohlendioxidausstoß beitragen, so ist 
es doch kaum hilfreich, den ärmsten Nationen unter uns zu sagen, dass sie unmittelbaren 
Bedürfnissen nach Kühlung, moderner Medizin und den Fortschritten der modernen Zeiten 
entsagen sollen, die doch so viele Leben erweitert und bewahrt haben. Zu diesem Zeitpunkt 
gibt es keine Alternative zu fossilen Brennstoffen, und dies ist für den Vatikan ebenso wahr 
wie für die Vereingten Staaten und andere entwickelte Wirtschaften. Der Papst ergreift 
Partei zu vielen Fragen, obwohl nicht klar ist, ob die katholische Kirche bereit ist, alle Folgen 
der vorgetragenen Argumente zu akzeptieren. Papst Franziskus hat außerdem die 
Glaubwürdigkeit seines Papstamtes an wissenschaftliche Argumente gebunden, die sich im 
Laufe der Zeit verändern könnten, vielleicht radikal.“  
 
Interessant an dieser evangelikalen Erwiderung auf die Enzyklika ist nicht nur die Kritik an 
der wissenschaftlichen Orientierung des Papstes – sondern auch der Versuch, auf eine 
vergleichsweise stark belegte These (Treibhausgase tragen zu einem Klimawandel bei) mit 
einer schwachen These (Energiesparen geht auf Kosten der Armen) zu antworten. 
Tatsächlich fordert der Papst insbesondere die wohlhabenden Gesellschaften dazu auf; zu 
Recht: So beträgt beispielsweise (laut Lexas) der jährliche Stromverbrauch pro Kopf in Indien 
gerade einmal 440 Kilowattstunden gegenüber 6150 KWh in Deutschland – und 11961 KWh 
in den USA! Und würde es gerade den reicheren Gesellschaften gelingen, ihren Verbrauch an 
fossilen Rohstoffen zu drosseln sowie regenerative Energiequellen besser zu erschließen, so 
würden von den dann niedrigeren Preisen gerade auch die ärmeren Gesellschaften und 
Menschen profitieren! 
 
Aber wir brauchen uns nicht zu stark wundern: Ölgelder können eben leider nicht nur 
politische, sondern auch religiöse Bewegungen beeinflussen – und zudem zu internationalen 
wie auch interreligiösen Bündnissen wie zwischen Saudi-Arabien und den USA beitragen. 
 

 
Der damalige US-Präsident George W. Bush empfängt den saudi-arabischen Botschafter und 

späteren Geheimdienstchef Prinz Bandar bin Sultan in seiner Ranch in Texas. (2002) 



7. Religiös-fundamentalistische Ölregime und der wachsende Zorn der Jüngeren 
 
Dass religiöse Positionen und Abgrenzungen durch Rohstoffgelder verformt und verschärft 
werden können, wäre für sich alleine schon schlimm genug. Doch eine weitere Wirkung von 
Religion kommt hinzu: Gewachsene Religiosität geht sehr häufig (und sowohl bei Christen, 
Muslimen und Juden) mit einer höheren Zustimmung zu „Familienwerten“ und mit hohen 
Geburtenraten einher. [21] 
 
Für demokratische und oft mangels Kindern bereits verebbende Industriegesellschaften wie 
Deutschland, die Schweiz oder Südkorea mag dies sehr positiv sein, zumal viele Kirchen und 
Religionsgemeinschaften Familien nicht nur einfordern, sondern auch etwa durch den 
Aufbau von Schulen, Kindergärten, Hospizen, Stiftungen u.v.m. unterstützen. 
 
Doch in religiös-fundamentalistischen Rentierstaaten wie eben Saudi-Arabien werden 
religiöse Praxis und Kinderreichtum durch gesellschaftlichen und staatlichen Zwang 
„gefördert“ – und zwar regelmäßig auf Kosten der Frauen, die systematisch diskriminiert und 
unterdrückt werden. 
 
Langfristig aber destabilisieren sich auf diese Weise die religiös-fundamentalistischen 
Rentierstaats-Regime selbst: Obgleich die Geburtenrate in Saudi-Arabien bereits auf zuletzt 
„nur noch“ 2,6 Kinder pro Frau absank, explodiert auch die einheimische Bevölkerung 
weiter: 70 Prozent von ihnen sind jünger als 30 Jahre! Zum Vergleich: In Deutschland stellen 
die Unter-30-Jährigen nur noch knapp über 30% der Gesamtbevölkerung… 
 

 
Das demografische Potential von Religion(en) stärkt demokratische und längst kinderarme 

Zivilgesellschaften, destabilisiert aber religiös-fundamentalistische Rentierstaaten durch 
zunehmend zornige, junge Generationen. [21] 

 



Keine Frage: Große, junge Generationen bringen eine eigene Dynamik hervor und können 
Gesellschaften „nach vorne bringen“. Doch zugleich enthält das Aufstreben großer, junger 
Alterskohorten nach Aufstieg, Teilhabe und Familiengründung auch hohe Konkurrenz- und 
Konfliktrisiken – andauernde Frustrationen junger Menschen schlagen schneller in Gewalt 
um. Und tatsächlich haben Vertreter der politikwissenschaftlichen Youth Bulge-(deutsch: 
Jugendberg-)These einen sehr starken, kausalen Zusammenhang aufzeigen können: In 
Gesellschaften mit einem sehr hohen Anteil junger Männer steigt die Wahrscheinlichkeit von 
gewalttätigen Konflikten stark an; und zwar sehr unabhängig von den weltanschaulichen 
oder religiösen Vorzeichen. Dies trifft auf die gut erforschte, europäische Geschichte zu, die 
(erst) dann friedlich wurde, als die jungen Generationen zu schrumpfen begannen. Und es 
trifft mit geradezu bestürzender Präzision auf die heutige Welt zu, in der der prozentuale 
Anteil junger Leute die Wahrscheinlichkeit von kriegerischen Konflikten sehr stark bestimmt. 
 

 
Auf Basis nur des Anteils junger Menschen berechnete Steffen Kröhnert vom Berlin-Institut 

für Bevölkerung und Entwicklung schon 2006 diese Prognosekarte – die sich sehr stark 
bewahrheitet hat! 

 
In den religiös-fundamentalistischen Ölstaaten wachsen also zahlenmäßig riesige, junge 
Generationen heran. Und selbst bei gleichbleibend hohen Öleinnahmen – die bei den derzeit 
eher niedrigen Preisen und der drohenden Kohlenstoffblase eher zweifelhaft sind – ließe sich 
der märchenhafte Ölreichtum nicht mehr in gleicher Weise unter den Herrschenden und 
ihren Günstlingen verteilen. Pro Kopf bleibt immer weniger – und schon wächst die 
Unzufriedenheit unter den jungen Massen. 
 



Für Gesellschaften, die es Männern erlauben, mehr als eine Frau zu heiraten (Polygamie; 
genauer: Polygynie) verschärft sich das Problem sogar noch weiter: Denn wenn einige, meist 
wohlhabende Männer mehrere (oft jüngere) Frauen an sich binden, so bedeutet das 
umgekehrt, dass andere, jüngere Männer geringere Chancen haben, eine Partnerin zu 
finden. Ölstaaten wie Saudi-Arabien haben dieses Problem bislang gelöst, indem sie Frauen 
in größerer Zahl aus dem Ausland „eingekauft“ haben. Die Terrormiliz des so genannten 
„Islamischen Staates“ versuchte es dagegen mit der massenhaften Versklavung vor allem 
ezidischer Frauen, der Zwangsverheiratung junger Musliminnen in den von ihnen eroberten 
Gebieten sowie mit dem gezielten Anwerben von Frauen und Mädchen aus Europa. Doch es 
ist absehbar, dass diese „Strategien“ nicht nur menschenverachtend, sondern auch auf 
Dauer instabil sind – vor allem, wenn die Öleinnahmen zurückgehen. Schon jetzt stehen 
mehr und mehr junge Männer in diesen Gesellschaften nicht nur ohne ordentliche Bildung 
und Aufstiegschancen, sondern auch ohne realistische Chancen auf eine glückliche 
Beziehung und Familie da – und ein wachsender Teil von ihnen wird sich nicht gewaltlos in 
dieses Schicksal fügen. Die längst massenhafte Auswanderung aus der arabischen Welt, aber 
auch der Zustrom zu Oppositions- und Terrorgruppen drohen in den kommenden Jahren und 
Jahrzehnten eher noch stärker zu werden. 
 
Es ist also kurzsichtig, dass das saudi-arabische Regime panische Angst vor allen Arten von 
„rebellischen Ideen“ und gerade auch vor demokratischen Bloggern wie Raif Badawi hat – da 
die Alternative darin besteht, durch noch extremere Terrorbewegungen wie Al Qaida und 
den „Islamischen Staat“ herausgefordert und schließlich gestürzt zu werden. Der blutige 
Sturz des Öldiktators Muammer al-Gaddafi (1942 – 2011) durch aufständische Milizen und 
der seitdem fortschreitende Zerfall Libyens, gerade auch im Kampf um Ölfelder, lässt sich als 
Vorbote drohender Entwicklungen verstehen. 
 

 
Der lybische Diktator Gaddafi (hier bei einer Konferenz der Afrikanischen Union im Jahr 2009) 

konnte sich auch durch den Einsatz seiner Ölmilliarden schließlich nicht mehr an der Macht 
halten und wurde 2011 gestürzt und ermordet. 

 
Zu den mutigen Reformen, die nötig wären, um den absehbaren Sturz des Hauses Al Saud 
abzuwenden, konnten sich die greisen Regenten jedoch bisher nicht durchringen. Und die 
selbstgebaute Bevölkerungsbombe tickt weiter… 



8. Ölkriege und Terror 
 
Wir sind jetzt also so weit, dass wir den Zusammenhang von Erdöl und Erdgas mit Krieg, 
religiöser Intoleranz und Terror erfassen können. 
 
Öl- und Gaslagerstätten koppeln, erstens, die Herrschenden von ihrer eigenen Bevölkerung 
ab. Statt um deren Zustimmung durch mehr und mehr Mitbestimmung zu werben, können 
Rentierstaats-Regime diese Zustimmung einfach erkaufen und jede Opposition durch 
Gewalt unterdrücken. Sie verbünden sich zudem mit internationalen Partnern etwa aus den 
USA oder den früheren Kolonialmächten Großbritannien und Frankreich, aber zunehmend 
auch mit neuen Partnern etwa aus Russland, China oder Indien. Auch Ölstaaten wie 
Venezuela vermochten es lange Zeit, erheblichen Einfluss in ihrer (hier: südamerikanischen) 
Region auszuüben. 
 
Zur Rechtfertigung ihrer Herrschaft werden Rentierstaats-Regime, zweitens, ihnen genehme, 
religiöse Fundamentalisten als Verbündete fördern und andere religiöse Bewegungen 
unterdrücken. Das aber bedeutet im Umkehrschluss auch, dass sie nach innen und außen 
immer intoleranter werden und zunehmend weniger Dialog oder gar Widerspruch mehr 
dulden können. So droht das saudi-arabische Ölregime immer „sunnitisch-wahhabitischer“, 
die russische Gasoligarchie immer „russisch-orthodoxer“ und das iranische Ölregime immer 
„schiitischer“ zu werden, ebenso wie sich Teile des evangelikal-wissenschaftsfeindlichen 
Spektrums nicht zuletzt in den USA immer entschiedener von der Gesamtgesellschaft 
abgrenzen. Entsprechend verschärfen sich die konfessionellen Abgrenzungen und bald auch 
gewalttätigen Konflikte im In- und Ausland. 
 

 
Twitter-Selfies je einer US-amerikanischen und arabischen Frau, beide Juli 2014 

 
Gleichzeitig wachsen auch aufgrund des religiösen Fundamentalismus jedoch auch vielerorts 
die Kinderzahlen und jungen Generationen – ohne dass es mehr zu verteilen gäbe. Und da 
durch den „Ressourcenfluch“, drittens, der Aufbau einer leistungsfähigen Wirtschaft oft 
unterbleibt und auch die Bildungssysteme meistens rückständig bleiben, wachsen 
Arbeitslosigkeit und Enttäuschung. Zivile Möglichkeiten des Protestes und Dialoges sind 
aber in Rentierstaaten kaum vorgesehen. Ein Teil der unzufriedenen Jungen wird sich daher 
freiheitlich-demokratischeren Ideen zuwenden und häufiger auswandern, während sich 
andere radikaleren, terroristischen Gruppen anzuschließen drohen. 
 



Rentierstaaten sind also, viertens, ständig und zunehmend durch innere Spannungen und 
das Anwachsen von Oppositions- und Terrorgruppen bedroht. Sie können nur versuchen, 
stabil zu bleiben, indem sie immer weitere Öl- und Gasfelder erobern und dabei auch 
Abertausende jüngere Kämpfer zynisch „verheizen“ – wie es nicht nur Iraker und Iraner seit 
Jahrzehnten mit wechselndem „Erfolg“ tun. Die saudi-arabische Strategie, einheimische 
Dschihadisten in Kriegseinsätze etwa gegen die damalige Sowjetunion in Afghanistan zu 
entsenden (durchaus mit US-Unterstützung!), hat das Terrorproblem gerade nicht lösen 
können, sondern im Gegenteil zur Entwicklung internationaler Terrornetze beigetragen, die 
sich nun auch gegen ihre „Schöpfer“ und deren Verbündete richten. 
 

 
Die Anschläge des 11. September 2001 in New York wurden vor allem von saudi-arabischen 

Staatsangehörigen ausgeführt, von denen einige in Hamburg studiert hatten. 
 
Die andere, zu Terror und Krieg denkbare Alternative – den Übergang zu einer 
konstitutionellen, freiheitlicheren Monarchie – haben bislang nur eher rohstoffarme Länder 
wie Jordanien und Marokko mit zaghaften Reformen zu begehen versucht. Als dem Regime 
in Syrien im Gefolge des „arabischen Frühlings“ die Macht zu entgleiten drohte, entschied es 
sich für den Bürgerkrieg. In Ägypten wurde ein demokratischer Prozess durch Fehler der 
gewählten Muslimbrüder sowie massive Opposition aus Saudi-Arabien wieder unterbrochen 
und de facto wieder eine Militärdiktatur installiert – ein interessanter Beleg dafür, wie sehr 
das Ölregime die Entstehung einer arabisch-islamischen Demokratiebewegung fürchtete! 
Tunesien, das mit unter 100.000 Barrel pro Tag nur wenig Erdöl fördert, ist als bislang als 
einzigem, arabischem Land der Übergang zu einer Demokratie zunächst gelungen. In der 
vergleichsweise rohstoffarmen Türkei ringen eine zunehmend lebendige Zivilgesellschaft 
und autoritäre Staatseliten miteinander um den Aus- oder Rückbau demokratischer Rechte. 
Und auch die zahlenmäßig größte islamisch geprägte Nation, Indonesien, hat sich auch 
„dank“ niedriger Pro-Kopf-Rohstoffeinnahmen auf den beschwerlichen Weg zur Demokratie 
gemacht und gerade eine friedliche Präsidentenwahl mit Machtwechsel hinter sich. 
Allerdings werden all diese jungen Demokratien von vor allem sunnitischen Terroristen 
gezielt attackiert - die die „Gefahr“ von aufblühenden Nicht-Öl-Wirtschaften als Wegbereiter 
zu mehr Demokratie und Freiheit durchaus erkannt haben! 
 



Immer mehr Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler und nun auch der Papst sind sich 
also zu Recht einig, „dass angesichts der Erschöpfung einiger Ressourcen eine Situation 
entsteht, die neue Kriege begünstigt“. Mit erkennbarer Frustration wirft Franziskus dabei den 
reichen und mächtigen Lobbygruppen der bisherigen Wirtschaftsordnung vor, eher Teil des 
Problems als Teil der Lösung zu sein: „Von Seiten der Politik ist eine größere Aufmerksamkeit 
nötig, um den Situationen, die neue Konflikte verursachen können, zuvorzukommen und sie 
zu lösen. Doch die mit dem Finanzwesen verbundene Macht ist das, was sich am meisten 
gegen solche Bemühungen sträubt, und die politischen Pläne sind gewöhnlich nicht 
weitblickend.“ [16, 57] 
 
Die Förderung und Verbrennung fossiler Rohstoffe wie Erdöl und Erdgas schädigt nicht nur 
unsere Umwelt und das Klima, sondern „vergiftet“ auch Politik, Wirtschaft und Religion(en) 
weltweit. Mit jedem eingekauften Liter leiten wir Geld in die Taschen korrumpierter 
Oberschichten, die Unterdrückung, Ungerechtigkeit, Armut und schließlich Gewalt nicht nur 
zulassen, sondern teilweise für ihre eigenen Interessen auch gezielt fördern. Nicht „die 
Araber“, „die Amerikaner“, nicht „die Muslime“, „die Christen“ oder „die Juden“, nicht „die 
Südamerikaner“ oder „die Russen“ sind hier als „die Bösen“ auszumachen, sondern eine 
gegenseitige, teilweise unheilvolle Verstrickung in der gemeinsamen Gier nach fossilen 
Rohstoffen, an der wir alle in unterschiedlichen Rollen beteiligt sind. [22] 
 
Dies wird deutlich, wenn wir uns Geschichte und Zustand der 10 weltweit größten 
Erdölexporteure vor Augen führen. 



9. Der Zustand der 10 größten Erdölexporteure 
 
Wir haben in den vorhergehenden Kapiteln gesehen, mit welchen politik- und 
wirtschaftswissenschaftlichen Theorien der „Fluch des Öls“ erklärt werden kann. Und 
tatsächlich: Schauen wir uns die derzeit zehn größten Erdölexporteure der Welt an, so wird 
deutlich, welch verheerende Macht der Besitz und Abbau des schwarzen Gold ausübt. So 
kann nur eine der zehn ölverkaufenden Nationen – Kanada – als stabile und funktionierende 
Demokratie bezeichnet werden. 
 
Die zehn weltweit größten Erdölexporteure 2012, Exporte in Megatonnen (Mt) [27, 11] 
 

1. Saudi-Arabien    371 Mt 
2. Russische Föderation   239 Mt 
3. Nigeria    124 Mt 
4. Irak     119 Mt 
5. Vereinigte Arabische Emirate 118 Mt 
6. Kuwait     103 Mt 
7. Venezuela    93 Mt 
8. Kanada    90 Mt 
9. Angola     84 Mt 
10. Mexiko    66 Mt 

 
Hier wird schon sehr deutlich, dass die Existenz von reichen Ölquellen tatsächlich häufiger zu 
oligarchischen oder gar diktatorischen Strukturen führt – das schwarze Gold macht einige 
wenige sehr reich und viele andere sehr abhängig. Geradezu spiegelbildlich sieht es dagegen 
auf der Seite der 10 größten Erdöl“importeure“ aus. Hier gibt es nur eine Nicht-Demokratie – 
China. Interessant ist freilich, dass neben dem gerne gescholtenen „Westen“ auch 
wirtschaftlich aufsteigende „östliche“ Nationen wie eben China, aber auch Indien, Japan und 
Südkorea ihre Wirtschaftssysteme auch auf Ölverbrauch aufgebaut haben. Dies ermöglicht 
den Ölstaaten nicht nur höhere Exporte, sondern erleichtert es ihnen auch, westliche 
Wünsche nach mehr Demokratie und Menschenrechten abzuweisen. Und gleichzeitig 
entstehen in den Ölimportländern natürlich ebenfalls Eliten, die am Ölverbrauch verdienen; 
in den USA betreiben sie sogar eine eigene Ölproduktion in Höhe von rund 400 Megatonnen! 
 
Die zehn weltweit größten Erdölimporteure 2012, Importe in Megatonnen (Mt) [27,11] 
 

1. USA     442 Mt 
2. Volksrepublik China   269 Mt 
3. Indien     185 Mt 
4. Japan     179 Mt 
5. Südkorea    128 Mt 
6. Deutschland    93 Mt 
7. Italien     74 Mt 
8. Spanien    60 Mt 
9. Niederlande    57 Mt 
10. Frankreich    57 Mt 

 



Schauen wir uns die zehn größten Erdölexporteure in der Reihenfolge an, so haben wir mit 
Saudi-Arabien das geradezu klassische Beispiel eines Öl- und Rentierstaates, dessen 
Königsfamilie seine Herrschaft durch ein Bündnis mit islamisch-wahhabitischen 
Fundamentalisten legitimiert und jeden Dissens im eigenen Land mit Gewalt unterdrückt. 
Auch Frauen und die Millionenheere der internationalen Gastarbeiter werden systematisch 
benachteiligt und mit ständig drohenden Repressionen bedroht. 
 

 
Die grüne Fahne von Saudi-Arabien enthält in weiß das islamische Glaubensbekenntnis „Es 
gibt keinen Gott außer Gott und Muhammad ist Sein Prophet“ – sowie ein ebenfalls weißes 

Schwert. Grafik: Wikimedia 
 
Doch auch, wenn es sich selbst gerne so sehen würde: Das saudische Regime war und ist 
keineswegs stabil. Während die Allianz mit US-amerikanischen Öleliten anfangs vor allem 
technologische Gründe hatte, stehen heute militärische Fragen im Vordergrund: Der Angriff 
des Irak auf Kuwait und auch der Vormarsch des Iran hat den greisen Regenten ihre eigene 
Gefährdung deutlich vor Augen geführt. Und angefangen bereits mit der blutigen Besetzung 
der Kaaba, des islamischen Hauptheiligtums in Mekka, durch Fanatiker im Jahre 1979, sieht 
sich das Regime immer mächtiger werdenden Terrorgruppen gegenüber, die einen „noch“ 
radikaleren Islam einfordern. Schon alleine die Tatsache, dass aufgrund der immer noch 
erhöhten Geburtenraten die Zahl der jungen Männer rasant wächst, während die 
Öleinnahmen abschmelzen, lässt für die Zukunft des Landes keinen Frieden erwarten. [26] 
 
Und zuerst in Afghanistan und im Sudan, zuletzt aber auch in Syrien, ging jeweils der Plan 
furchtbar schief, durch das Aufrüsten und gar Entsenden islamistischer Kämpfer die Wut 
abzulenken. Wie zuvor die dominant saudi-arabisch geprägte Al-Qaida wendet sich auch 
Daesch, der so genannte „Islamische Staat“, inzwischen gegen das Königshaus und könnte 
sich zu einer ernsten Bedrohung auswachsen. 
 



Dass sich Saudi-Arabien zudem gegen den Vormarsch schiitischer Milizen im Jemen 
militärisch engagiert, unterstreicht die Angst des fundamentalistischen Systems, das zu einer 
friedlichen und demokratischen Integration seiner Minderheiten auf Dauer kaum in der Lage 
ist. Auch die panische Angst und exzessive Härte gegen den friedlichen, liberalen Blogger 
Raif Badawi und dessen Familie passt leider in dieses Bild. 
 
Entsprechend ist nicht damit zu rechnen, dass „gutes Zureden“ alleine zu einem 
Sinneswandel in dem wankenden Rentierstaatsregime führt. Allenfalls ein merkbarer 
Rückgang des weltweiten Ölverbrauches und –preises könnte der dünnen Oberschicht vor 
Augen führen, dass sie die Sackgasse verlassen muss, bevor es zu spät sein wird. 
 
Nicht viel anders sieht es in der Russischen Föderation aus, deren Präsident (und Ex-KGB-
Agent) Wladimir Putin im Bündnis mit einigen Öl- und Gasoligarchen sowie 
fundamentalistischen Teilen der russisch-orthodoxen Kirche demokratische Rechte 
beschnitten, Oppositionelle unterdrückt und vertrieben sowie die Krim und weitere 
Landstriche aus der Ukraine herausgelöst hat. 
 

 
Das post-sowjetische Wappen der Russischen Föderation beruft sich wieder klar auf 

christliche und monarchische Symboliken, im Zentrum der heilige Georg als Drachentöter. 
Grafik: Wikimedia. 

 



Im Gegensatz zu Saudi-Arabien erleidet das post-sowjetische Russland noch immer eine 
massive Bevölkerungsschrumpfung durch Kindermangel, Auswanderungen und eine niedrige 
Lebenserwartung vor allem für Männer. Zwar gibt es erste Anzeichen dafür, dass sich die 
christlich-fundamentalistische Renaissance auch auf die Familienstrukturen auswirken 
könnte, doch demografische Trends sind zäh und lassen sich nur sehr langfristig ändern. 
 
Wachsende Spannungen gibt es dagegen mit ethnischen Minderheiten wie insbesondere 
den Tschetschenen, deren Separations- und Terrorbewegungen derzeit durch Bündnisse mit 
dem lokalen, gewalttätigen Statthalter unterdrückt werden. Dennoch bleiben 
Terroranschläge auch eine Bedrohung in Russland, zumal der Staat angesichts niedriger Öl- 
und Gaspreise, militärischer Aktionen sowie westlicher Wirtschaftssanktionen zunehmend 
unterfinanziert wird. 
 
Es bleibt also zu konstatieren, dass auch Russland als Rentierstaat längst instabil geworden 
ist und sich entscheiden muss, ob es in autoritäre Strukturen zurück- und zerfällt, oder doch 
wieder eine demokratische und liberale Öffnungspolitik wagen wird. Dauerhaft niedrige 
Rohstoffnachfragen und –preise würden dabei die Reformlager – auch zum Beispiel in der 
Wirtschaft – stärken. 
 
Auch der großen, afrikanischen Nation von Nigeria mit bereits rund 200 Millionen 
Einwohnern haben die Ölfunde keinen Reichtum, sondern eine Kette von blutigen Konflikten 
zwischen verschiedenen Stämmen und den beiden Hauptreligionen Christentum und Islam 
eingebracht. Zuletzt radikalisierte sich die islamische Bewegung Boko Haram (übers.: 
Westliche Bildung ist Sünde) nach der Ermordung ihres frühen Anführers und weiterer 
Mitglieder zu einer bedrohlichen Terrormiliz, die gegen eine von Korruption und 
Stammesunterschieden geschwächte Armee weite Landstriche kontrollieren und Hunderte 
Frauen und Kinder entführen konnte. 
 

 
Grün-weiß-grün leuchtet die Flagge von Nigeria, das sich je in einen christlich und islamisch 

dominierten Landesteil unterteilt. Grafik: Wikimedia 
 
Immerhin: Die anhaltende Phase niedriger Ölpreise hat auch das nigerianische 
Rentiersregime geschwächt und die weitgehend friedliche Abwahl eines früheren 
(christlichen) Präsidenten zugunsten des einstigen Militärherrschers Muhammadu Buhari 
ermöglicht. 
 



Das weiterhin enorm hohe Bevölkerungswachstum Nigerias wirkt einerseits Konflikte 
verschärfend, verbaut den Eliten aber auch den bequemen Weg, allein durch das bloße 
Umverteilen von (derzeit niedrigen) Öleinnahmen die eigene Anhängerschaft sichern zu 
wollen. Noch immer ist das Land nicht gegen die Verlockungen eines gewalttätigen 
Rentierstaats-Regimes gefeit, sein Weg zur Demokratie nicht gesichert – bleiben die Ölpreise 
aber niedrig, so ist es nicht ausgeschlossen, dass sich dagegen Reformkräfte aus der 
Wirtschaft und Zivilgesellschaft durchsetzen könnten. 
 
Mit bedrückenden Szenen aus dem Irak wurde dieses sciebook eröffnet. Schon der 
langjährige Öldiktator Saddam Hussein hatte in der späten Abkehr von nationalistischen 
Laizismus der Baath-Partei den islamische Ruf „Allahu akbar – Gott ist größer“ auf die Flagge 
gehoben und den brutalen Druck auf religiöse und ethnische Minderheiten im Land erhöht. 
 

 
Da sich die verschiedenen Gruppen der irakischen Republik bislang auch nicht auf eine neue 
Flagge einigen konnten, bleibt es bis auf weiteres bei der jetzigen, noch von Saddam Hussein 

bearbeiteten Version. Grafik: Wikimedia 
 
Der ölreiche Irak ist ein tragisches Paradebeispiel für die zerstörerische Macht des Öls: Sein 
Rentierherrscher galt lange als „säkularer“ Verbündeter des Westens und versuchte sich 
weitere Quellen durch Kriege mit dem Iran und mit Kuwait zu sichern, zudem Schiiten und 
Kurden zu unterdrücken. Die Einführung einer demokratischen Ordnung nach seiner 
Hinrichtung durch die USA krankte von Anfang an daran, dass diese strukturellen Gefahren 
nicht gesehen oder ignoriert wurden: Die neue, schiitisch dominierte Regierung versuchte 
umgehend die Öleinnahmen für sich zu monopolisieren, radikalisierte auch damit die von 
Macht und Öleinnahmen nun abgeschnittenen Sunniten und lähmte das Staatswesen durch 
bis heute ungelöste Konflikte mit dem längst weitgehend autonomen (und wiederum von 
eigenem Öl rentierstaatlich geprägten) Kurdistan im Norden. 
 



Die Gefahr, dass der Irak in ein vom IS dominiertes „Sunnitistan“, ein schiitisch-radikalisiertes 
und am Iran orientiertes „Schiitistan“ und ein sich abschottendes „Kurdistan“ zerfällt, 
besteht längst nicht mehr nur theoretisch. Es gibt wohl wenige Flecken der Erde, auf dem 
dem Besitz des schwarzen Goldes so lange so viele Menschenleben geopfert wurden… 
 
Die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) bildeten sich aus einer Föderation von sieben 
kleineren Erbmonarchien, die eine Art Öl-Oligarchie bilden und sich dabei auf die 
Rechtfertigung durch lokale, islamische Gelehrte stützen. Diese Balance zwischen den 
großen und reichen Herrscherfamilien hat bislang diktatorische Exzesse in Schach gehalten 
und sogar dazu geführt, dass die Herrschenden mit schrittweisen Reformen auf die 
Bedürfnisse der schnell wachsenden Bevölkerung reagierten. 
 

 
Die Vereinigten Arabischen Emirate haben sich eine grün-weiß-schwarze Flagge mit einem 

roten Vorbalken gegeben. Grafik: Wikimedia 
 
Vor Romantisierungen sollte man sich jedoch auch hier hüten: Auch die Öl-Rentiersregime 
der VAE erhalten sich durch das so häufige Bündnis mit religiösen Fundamentalisten und die 
Unterdrückung jeder Opposition. Auch zum Beispiel Homosexuelle werden mit der 
Todesstrafe bedroht. Weil aber keine einzelne Familie die gesamten Ölquellen 
monopolisieren kann und das Wachstum der Bevölkerung von jeder von ihnen neue 
Antworten verlangt, werden wirtschaftliche und gesellschaftliche Reformen wenigstens 
versucht. Längere Phasen niedriger Ölnachfrage und –preise dürften die Entstehung 
wirtschaftlicher und zivilgesellschaftlicher Eliten auch außerhalb des Rohstoffsektors weiter 
beflügeln und möglicherweise mittel- und längerfristig einen vergleichsweise gewaltfreien 
Ausweg aus den Ölkonflikten weisen. 
 
Den Schock einer gewaltsamen Besatzung durch die irakische Armee hat dagegen das 
kleinere Ölkönigtum Kuwait bereits hinter sich. Nach der „Befreiung“ des Landes und der 
Wiedereinsetzung des Rentiersregimes durch die USA rächte sich das Königshaus unter 
anderem an den Palästinensern, die im Golfkrieg überwiegend für Saddam eingetreten 
waren: Innerhalb weniger Tage wurden bis zu einer halben Millionen Menschen entlassen 
und vertrieben, was wiederum die palästinensischen Gebiete in Turbulenzen stürzte. 
 



 
Auch flaggenfarblich den Vereinigten Arabischen Emiraten sehr ähnlich, aber von nur einer 

Herrscherfamilie dominiert: Kuwait. Grafik: Wikimedia 
 
Rund 60 Prozent der Einwohner Kuwaits sind ausländische Gastarbeiter und deren Familien. 
Um die Öleinnahmen mittelfristig zu sichern und zugleich die Ölgelder sinnvoll zu 
investieren, hat sich Kuwait auf die ausdrückliche Förderung erneuerbarer Energien im 
Inland konzentriert; das schwarze Gold soll möglichst für den Export verwendet werden. 
Auch hat sich das Ölregime nach der „Befreiung“ des Landes durch westliche Truppen auf 
die Einrichtung eines gewählten Parlamentes eingelassen, dessen Befugnisse behutsam 
erweitert werden. Von einer echten Demokratie ist auch dieser Ölstaat noch sehr weit 
entfernt – aber es hat den langsamen Abschied von den fossilen Energieträgern nicht nur als 
Zukunfts-, sondern auch als Gegenwartsaufgabe erkannt. 
 
Ein tragisches Beispiel für die zerstörerische Kraft des Erdöls auch in südamerikanischen und 
völlig nichtislamischen Kontexten bildet Venezuela, dessen demokratisches System zuletzt 
von dem zunehmend diktatorisch agierenden, sozialistischen Ölpopulisten Hugo Chavez 
(1954 – 2013) übernommen und ausgehöhlt wurde. Nicht zufällig entwickelten sich dabei die 
härtesten, oft gewalttätigen Konflikte um die Kontrolle der Ölfirmen und –quellen. Chavez 
setzte die Ölgelder gezielt zum Aufbau ergebener Anhängerschaften und auch gewalttätiger 
Schlägertrupps ein. 
 
Schon zu Lebzeiten des erkrankten Präsidenten begann die einseitig auf den Ölexport 
konzentrierte Wirtschaft durch die sinkenden Ölpreise zu leiden. Nach dem Tod von Chavez 
gelang seinem Nachfolger Maduro zwar noch einmal der Erhalt der Macht, er musste sich 
aber dafür bereits auf eine quasi-religiöse Verehrung seines Vorgängers – des „Chavismus“ – 
sowie auf den Einsatz von Gewalt gegen Oppositionelle stützen. 
 
Die weiter niedrigen Öleinnahmen und die desaströse Wirtschaftspolitik führen zur weiteren 
Verarmung des Landes und zu immer neuen Unruhen. Wahrscheinlich könnte nur noch ein 
sehr schneller Anstieg der Ölpreise das amtierende Rentiersregime vor dem – wahrscheinlich 
blutigen – Machtverlust bewahren. Dem südamerikanischen Staat hat der „Ölreichtum“ 
tatsächlich kein Glück, keinen allgemeinen Wohlstand und auch keine Freiheit gebracht. 
 



 
Die im Kern schon auf 1806 zurückgehende Flagge Venezuelas wurde zuletzt 2006 durch 
einen Erlass von – klar - Hugo Chavez um einen achten Stern ergänzt. Grafik: Wikimedia 

 
Ist vielleicht die einzige, wirklich stabile Demokratie in der Liste, Kanada, die rühmliche 
Ausnahme, die bewiese, dass ein Öl- und Rentierstaat dennoch funktional und gerecht sein 
könnte? 
 
Leider nein – denn abgesehen von einigen Offshore-Gaslagerstätten beruht der kanadische 
Ölexport vor allem auf dem Abbau von Ölsanden in Athabasca. Dabei muss das im Sand zu 
1% bis 18% enthaltene Bitumen erst einmal abgeschieden werden, was technologisch 
extrem komplex und vor allem teuer ist. So konnten die kanadischen Ölfördermengen seit 
den 1970er Jahren zwar immer weiter erhöht werden – aber wirtschaftlich lohnt sich der 
Abbau und Verkauf vielerorts erst bei höheren Preisen. Nur dann entstehen auch größere 
Renteneinnahmen. Und doch reichte der Einfluss der kanadisch-amerikanischen Öllobby, um 
auch dieses Land zum Ausstieg aus dem Kyoto-Klimaprotokoll zu bewegen, das sich eine 
weltweit abgestimmte Klimapolitik zum Ziel gesetzt hatte. Umgekehrt und dankbar 
beförderten die USA ihren loyalen Nachbarn in den Club der acht größten Industrienationen 
(G8, ohne das derzeit ausgeschlossene Russland wieder G7). 
 
Denn über die Preisfragen hinaus haben die Vereinigten Staaten ein vitales Interesse an der 
Verfügbarkeit des kanadischen Öls und drängten daher sogar – erfolgreich – darauf, im 
Nordamerikanischen Freihandelsabkommen NAFTA von 1994 einen Passus einzubauen, der 
kanadische Ölexportbeschränkungen gegenüber den USA ausdrücklich verbietet! 
 



 
Rot-weiß mit Ahornblatt. Der Ölhunger des südlichen Nachbarn drängt auch auf den 

schwierigen und teuren Abbau der kanadischen Ölsande. Grafik: Wikimedia 
 
Das „Pech“ günstig zu erschließender Ölquellen und also hoher Renteneinnahmen hat 
dagegen wiederum das afrikanische Angola. Entsprechend hat sich nach blutigen 
Bürgerkriegen eine quasi-diktatorische, sozialistische Einparteienherrschaft mit 
Präsidialsystem entwickelt. Neben einer kleinen, obszön reichen Oberschicht leben die 
meisten der 24 Millionen Angolanerinnen und Angolaner in erbärmlicher Armut, Proteste 
dagegen werden gewaltsam unterdrückt. Auch um die lästigen Fragen nach 
Menschenrechten und Korruptionsbekämpfung abzuschütteln, hatte sich das angolanische 
Regime zunehmend von westlichen Importeuren abgewandt und inzwischen das 
„sozialistische Bruderland“ China als stärksten Ölabnehmer etabliert. 
 

 
Rot und Schwarz, darin Zahnrad (Arbeiter), Machete (Bauern) und Stern (Fortschritt) – die 
Flagge des Öl- und Rentierstaates Angolas spielt gezielt auf den erklärten Sozialismus der 

Regierungspartei MPLA an. Grafik: Wikimedia 
 



Auch den meisten der über 120 Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern des 
zehntgrößten Erdölexporteurs, Mexiko, hat das schwarze Gold bislang kein Glück gebracht; 
zumal mit den Einnahmen aus dem Drogenschmuggel in die USA ein zweites, 
milliardenschweres Renteneinkommen hinzukam. Die Folgen sind eine reiche und korrupte 
Oberschicht, bürgerkriegsähnliche Konflikte mit jährlich Abertausenden Toten und die 
faktische Herrschaft von mörderischen Verbrecherkartellen über weite Teile des nominal 
demokratischen Landes. Dabei konnte ein Umkippen des Landes in eine Diktatur bislang 
durch ein Wiederwahlverbot des Präsidenten in der Verfassung verhindert werden, der also 
nach sechs Jahren aus dem Amt scheiden muss. Der Aufstieg der christlich-neoliberalen PAN 
im Gegensatz zur langen Einparteienherrschaft der linksnational-antiklerikalen PRI hat 
ebenfalls zu einer Stärkung demokratischer Tendenzen geführt – ohne aber die grassierende 
Korruption quer durch alle politischen Lager in den Griff bekommen zu können. 
 
Gemeinsam mit Kanada wurde auch Mexiko 1994 Teil der nordamerikanischen 
Freihandelszone NAFTA – und exportiert das meiste Öl „brav“ an den energiehungrigen, 
großen Nachbarn. 
 
Doch trotz aller zunehmenden Grenzanlagen drängen jährlich Hunderttausende 
lateinamerikanische Flüchtlinge aus und über Mexiko in die Vereinigten Staaten von 
Amerika, wo sie die ethnische und religiöse Zusammensetzung der Gesellschaft zunehmend 
verändern: Die traditionell von WASPs (White Anglo-Saxon Protestants) geprägten USA 
werden zunehmend farbiger und katholischer. Wenn die Vereinigten Staaten dazu noch eine 
moderne, den Schmuggel unterbindende Drogenpolitik sowie den Abbau der Energie- und 
vor allem Ölimporte einleiten könnte, so würde dies die Situation Mexikos maßgeblich 
verbessern. Ein weiterer Zusammenbruch des mittelamerikanischen Staates würde dagegen 
auch die USA betreffen und beschädigen. 
 

 
Die grün-weiß-rot gestreifte Flagge Mexikos präsentiert in ihrem Zentrum einen auf einem 
Kaktus sitzenden Adler, der eine Schlange verschlingt. Dieses Wappen verweist auf einen 
aztekischen Gründungsmythos des damaligen Tenochtitlan und heutigen Mexiko-Stadt. 

Grafik: Wikimedia 
 



Die Übersicht über die zehn größten Erdölexporteure der Welt hat also leider eindrucksvoll 
bestätigt, dass hohe Öl- und Renteneinkommen sich als „Fluch“ für Politik, Wirtschaft und 
Gesellschaft der Länder auswirken. Massiv ölexportierende Länder sind mit Ausnahme von 
Kanada kaum je rechtsstaatlich und sozial funktionierende Demokratien geworden. 
Umgekehrt handelt es sich bei neun der zehn größten, erdölimportierenden Länder - mit der 
einzigen Ausnahme von China – um vergleichsweise stabile und sich weiter entwickelnde 
Demokratien. 
 
Wo es an Öl, Gas und anderen Renteneinnahmen fehlt, entwickeln sich leichter 
wirtschaftliche, gesellschaftliche und schließlich politische Strukturen, die „Bottom-Up, von 
Unten nach Oben“ funktionieren. Wo dagegen milliardenschwere Rohstofflager kontrolliert 
werden können, droht ein autoritäres und blutiges Verharren der Staaten, Gesellschaften 
und auch Religionen und Weltanschauungen in „Top-Down, von Oben nach Unten“-Gefällen. 
Weder christlich noch sozialistisch oder islamisch geprägte Gesellschaften haben bislang 
dieser heimtückischen, giftigen Beeinflussung widerstehen können – sonder eher dazu 
tendiert, jene Oppositionellen zu verfolgen und zu töten, die darauf hinwiesen. 
 
So ketten die fossilen Rohstoffe und Energieträger die Demokratien und Diktaturen unserer 
Welt in einer unheilvollen Abhängigkeit zusammen, die Jahr für Jahr entsetzliches Unrecht 
und Leid vor allem über die Bewohner der ölreichen Regionen des Planeten bringt. Und 
solange diese Ketten des schwarzen Goldes nicht abgeworfen sind, werden Appelle, 
Sanktionen und auch Kriegszüge wenig daran ändern, dass weiterhin Unmengen an „Blut für 
Öl“ fließen. 
 
Die Dekarbonisierung ist also nicht nur ein Projekt vermeintlich weltfremder Klimaideologen; 
sie erweist sich als das beste und langfristigste Projekt der globalen Entwicklungs- und 
Friedensförderung! Umso weniger fossile Rohstoffe „wir“ reichen Nationen noch 
importieren, umso stärker zwingen wir die Herrschenden der noch unterdrückten Länder, 
sich auf die Finanzierung durch Steuern und also auf wachsende Mitbestimmung der Völker 
einzulassen. Ohne die Ölbillionen wäre die arabische Welt deutlich weniger von Krieg und 
Fanatismus geprägt, die Öl-Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion weniger korrupt 
und autoritär regiert und die afrikanischen Ölnationen von weniger Bürgerkriegen zerrissen. 
Und diese Unsummen von Dollars und Euros fallen nicht vom Himmel, sondern stammen 
von uns! 
 
Wenn wir also die globalen Zustände verändern wollen, so wäre ein idealer Ort zum 
Anfangen – bei uns selbst. 



10. Was wir tun können 
 
Vielleicht ist es ja ein wenig optimistisch, aber die Wissenschaft nennt den Menschen nicht 
nur Homo sapiens (Latein für den wissenden Menschen), sondern sogar Homo sapiens 
sapiens (Der Mensch, der weiß, dass er weiß). Wir können über uns selbst, unseren Stand in 
der Welt und über unser Verhalten nachdenken sowie daraus Schlüsse für eine – hoffentlich 
– bessere Zukunft ziehen. 
 
Und die Herausforderungen sind groß, nach Auffassung von Papst Franziskus sogar sehr 
groß: „Alle Bestrebungen, die Welt zu hüten und zu verbessern, setzen vor allem voraus, 
»dass sich die Lebensweisen, die Modelle von Produktion und Konsum und die verfestigten 
Machtstrukturen von Grund auf ändern, die heute die Gesellschaften beherrschen«. Die echte 
menschliche Entwicklung ist moralischer Art und setzt die vollkommene Achtung gegenüber 
der menschlichen Person voraus, muss aber auch auf die Welt der Natur achten und »der 
Natur eines jeden Wesens und seiner Wechselbeziehung in einem geordneten System […] 
Rechnung tragen«.“ [16, 5] 
 
Dabei scheinen im Grundsatz zwei Haltungen denkbar zu sein: Wir können auf unsere fast 
unvermeidliche Verstrickung in auch ungerechte Strukturen mit Zerknirschung reagieren und 
uns religiös bei jeder Autofahrt und jedem Konsum der ständigen Sünde bezichtigen oder 
säkular zwischen Zorn und Resignation fragen, ob es überhaupt „ein richtiges Leben im 
Falschen“ geben könne. Dabei wird relativ schnell klar werden, dass die allermeisten heute 
Lebenden längst mehr nicht aus dem wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben treten 
können (und wollen), das durch den Verbrauch fossiler Rohstoffe geprägt worden ist. 
Selbstüberforderung ist keine Lösung und wird auch nicht die Stricke lösen, in denen wir 
verfangen sind. 
 
Wir können aber durchaus bewusst und freudvoll die Herausforderung annehmen und 
Schritt für Schritt einen Lebensstil etablieren, um die giftige Macht des „schwarzen Goldes“ 
schließlich zu überwinden. Diese Veränderungen können bei uns selbst anfangen, wir 
können sie aber auch in Ehrenamt und Beruf, in Politik und Religionsgemeinschaften 
einspeisen. Papst Franziskus war sich zumindest nicht zu schade, in seiner Enzyklika sogar 
sehr konkret zum Energiesparen aufzurufen: 
 
„Es ist sehr nobel, es sich zur Pflicht zu machen, mit kleinen alltäglichen Handlungen für die 
Schöpfung zu sorgen, und es ist wunderbar, wenn die Erziehung imstande ist, dazu 
anzuregen, bis es zum Lebensstil wird. Die Erziehung zur Umweltverantwortung kann 
verschiedene Verhaltensweisen fördern, die einen unmittelbaren und bedeutenden Einfluss 
auf den Umweltschutz haben, wie die Vermeidung des Gebrauchs von Plastik und Papier, die 
Einschränkung des Wasserverbrauchs, die Trennung der Abfälle, nur so viel zu kochen, wie 
man vernünftigerweise essen kann, die anderen Lebewesen sorgsam zu behandeln, 
öffentliche Verkehrsmittel zu benutzen oder ein Fahrzeug mit mehreren Personen zu teilen, 
Bäume zu pflanzen, unnötige Lampen auszuschalten. All das gehört zu einer großherzigen 
und würdigen Kreativität, die das Beste des Menschen an den Tag legt. Etwas aus tiefen 
Beweggründen wiederzuverwerten, anstatt es schnell wegzuwerfen, kann eine Handlung der 
Liebe sein, die unsere eigene Würde zum Ausdruck bringt.“ [16, 211] 
 



Dass sich aus der Summe kleiner Maßnahmen durchaus vieles bewegen lässt, haben die 
Initiatoren des Energiesparwettbewerbs „European Citizen Climate Cup“ aufgezeigt, der 
inzwischen um den „European Enterprises Climate Cup“ für kleine und mittlere 
Unternehmen ergänzt worden ist. Schon mit geringfügigen Maßnahmen wie abschaltbaren 
Steckdosenleisten, dem Ausknipsen der Monitore in der Mittagspause und 
energiesparenden LED-Leuchten ließ sich beispielsweise der Energieverbrauch in Büros um 
15 Prozent senken – ein Milliarden-Sparpotential für Wirtschaft, Umwelt und Gesellschaft! 
Kein Wunder, dass sich immer mehr Unternehmen entsprechend beraten lassen und damit 
wiederum die Nachfrage nach neuen Ideen und Technologien ankurbeln. [28] 
 
Die päpstliche Vorschlagsliste ist bereits umfangreich, aber nicht vollständig. Eine einfache 
und auch noch gesunde Maßnahme zum Energiesparen läge zum Beispiel in der Reduktion 
des Fleischkonsums. Um heute ein Kilo Fleisch zu erzeugen, die Tiere bis zur Schlachtreife 
aufzuziehen, werden bis zu 10 Kilo Getreide eingesetzt – was nicht nur enorme 
Energiekosten und Treibhausgasemissionen (wie Methan) mit sich bringt, sondern auch 
Agrarland beansprucht, auf dem sonst Energiepflanzen wachsen könnten. 
 
Würde es uns gelingen, den Pro-Kopf-Verbrauch an Fleisch auch nur um wenige Kilo pro Jahr 
zu senken, so würden Gesundheit, Geldbeutel, Umwelt und Energiemix dadurch deutlich 
gestärkt. Und inzwischen gibt es immer mehr vegetarische Fleischersatzsorten, die im 
Geschmack und Preis mit tierischen Produkten konkurrieren können und zudem auch meist 
abwechslungsreicher, fett- und kalorienärmer als diese sind. 
 

 
Frühstückstisch mit rein vegetarischer Wurst und Aufstrich. Foto: Blume 

 



Und Abertausende solcher – je für sich kleinen – Handlungen seien auch nicht wirkungslos, 
meinte der Papst: 
 
„Man soll nicht meinen, dass diese Bemühungen die Welt nicht verändern. Diese Handlungen 
verbreiten Gutes in der Gesellschaft, das über das Feststellbare hinaus immer Früchte trägt, 
denn sie verursachen im Schoß dieser Erde etwas Gutes, das stets dazu neigt, sich aus-
zubreiten, manchmal unsichtbar. Außerdem gibt uns ein solches Verhalten das Gefühl der 
eigenen Würde zurück, führt uns zu einer größeren Lebenstiefe und schenkt uns die 
Erfahrung, dass das Leben in dieser Welt lebenswert ist.“ [16, 212] 
 

 
Papst Franziskus glaubt, dass die Menschheit die Verstrickungen des fossilen 

Rohstoffverbrauches überwinden kann. Foto: Casa Rosada, 2013 (presidencia.gov.ar) 
 
Dabei beschränkte sich der katholische Bischof von Rom auch nicht auf Appelle an Politik, 
Wirtschaft und den Einzelnen, sondern rief auch Wissenschaften, Kirchen und 
Religionsgemeinschaften dazu auf, durch Wort und Tat jeweils Beiträge zu leisten. Dass sich 
dies auch nicht auf Christen beschränke, unterstrich er durch die Würdigung der 
internationalen, humanistischen und überkonfessionellen „Erd-Charta“ – und durch die 
Hervorhebung des islamischen Mystikers Ali Al-Khawwas, wie dies noch nie einer 
päpstlichen Enzyklika geschehen war. Im Kern gehe es um einen neuen Blick auf die Welt 
und das Leben, der sich allen „Menschen guten Willens“ erschließen könne: 
 
„Ein rechtes Verständnis der Spiritualität besteht zum Teil darin, unseren Begriff von Frieden 
zu erweitern, der viel mehr ist, als das Nichtvorhandensein von Krieg. Der innere Friede der 
Menschen hat viel zu tun mit der Pflege der Ökologie und mit dem Gemeinwohl, denn wenn 
er authentisch gelebt wird, spiegelt er sich in einem ausgeglichenen Lebensstil wider, 
verbunden mit einer Fähigkeit zum Staunen, die zur Vertiefung des Lebens führt. Die Natur ist 
voll von Worten der Liebe. Doch wie können wir sie hören mitten im ständigen Lärm, in der 
fortdauernden und begierigen Zerstreuung oder im Kult der äußeren Erscheinung? Viele 
Menschen spüren eine tiefe Unausgeglichenheit, die sie dazu bewegt, alles in 
Höchstgeschwindigkeit zu erledigen, um sich beschäftigt zu fühlen, in einer ständigen Hast, 
die sie wiederum dazu führt, alles um sich herum zu überfahren.“ [16, 225] 
 



Ein Thema, das dem Papst jedoch etwas unangenehm zu sein scheint, ist die Frage der 
Bevölkerungskontrolle. Wenn die Menschheit doch bereits viel zu viel Umwelt zerstört, 
Rohstoffe und Energie verbraucht – läge dann nicht ein offensichtliches Gegenmittel in der 
Reduzierung weiterer Geburten, der Vermeidung der so genannten „Überbevölkerung“? 
 
Franziskus selbst war in der jüngeren Vergangenheit mit einer zugespitzten Aussage dazu 
aufgefallen: „Einige glauben - entschuldigt den Ausdruck - dass wir, um gute Katholiken zu 
sein, wie die Kaninchen sein müssen. Nein. Verantwortliche Elternschaft, die muss man 
suchen. Und ich kenne viele erlaubte Methoden, die dabei geholfen haben." (Tagesschau.de 
vom 19.01.2015) 
 
Doch in der Enzyklika wies er auch das Argument des Bevölkerungswachstums energisch 
zurück: 
 
„Anstatt die Probleme der Armen zu lösen und an eine andere Welt zu denken, haben einige 
nichts anderes vorzuschlagen als eine Reduzierung der Geburtenrate. Es fehlt nicht an 
internationalem Druck auf die Entwicklungsländer, indem wirtschaftliche Hilfen von gewissen 
politischen Entscheidungen zugunsten der »Fortpflanzungsgesundheit« abhängig gemacht 
werden. Doch »wenn es zutrifft, dass die ungleiche Verteilung der Bevölkerung und der 
verfügbaren Ressourcen die Entwicklung und den vertretbaren Umgang mit der Umwelt 
behindern, muss auch anerkannt werden, dass eine wachsende Bevölkerung mit einer 
umfassenden und solidarischen Entwicklung voll und ganz zu vereinbaren ist«. Die Schuld 
dem Bevölkerungszuwachs und nicht dem extremen und selektiven Konsumverhalten einiger 
anzulasten, ist eine Art, sich den Problemen nicht zu stellen.“ [16, 50] 
 
Tatsächlich kann der Papst darauf verweisen, dass sich das Bevölkerungswachstum in fast 
allen wirtschaftlich, sozial und demokratisch entwickelten Gesellschaften von alleine 
„erledigt“ hat – wenn es nicht sogar, wie in Mitteleuropa, in einen massiven Geburten- und 
Bevölkerungsrückgang umschlug! 
 

 
Die Geburtenraten befinden sich weltweit im schnellen Abschwung. [21, 36] 

 



Und tatsächlich sind von diesem starken Geburtenrückgang unter die 
Bestandserhaltungsmindestgrenze von 2,1 Kindern pro Frau zum Beispiel islamisch geprägte 
Gesellschaften wie die Türkei, der Iran oder Albanien fast ebenso stark betroffen wie das 
buddhistisch geprägte Thailand oder eben Deutschland, Österreich und die Schweiz. Wie 
wir in den Kapiteln 8 und 9 gesehen haben, sind es vor allem diktatorische Ölregime, die – 
oft im Bund mit frauenverachtenden Fundamentalisten – diese Entwicklungen bekämpfen 
und aufhalten. 
 
Tatsache ist also, dass eine einigermaßen gerechte wirtschaftliche, soziale und 
demokratische Entwicklung zur Entschärfung des Bevölkerungswachstums, oft sogar zu einer 
Bevölkerungsschrumpfung führt. Daher bietet sich gerade auch für wohlhabende und 
kinderarme Staaten das Akzeptieren von oder gar das Werben um Zuwanderung an: Indem 
bereits geborene Menschen aus den noch ärmeren und von demografischen Jugendbergen 
geschüttelten Weltregionen in die unterjüngenden Staaten umsiedeln, wird die 
demografische Entwicklung entschärft und angeglichen. Freilich erhöht sich durch diese 
Wanderungsbewegungen auch die ethnische und kulturelle Vielfalt innerhalb der 
wohlhabenderen Nationen – und zwar insbesondere in den jüngeren Generationen 
gegenüber den kinderarm Ergrauenden. Ängste und Spannungen, Fremdenfeindlichkeit und 
Vorurteile sind demnach kaum zu vermeiden. 
 
Alternativ oder – besser noch – gleichzeitig wäre also daran zu denken, durch eine kluge und 
humane Entwicklungspolitik den Aufstieg der noch geburtenreichen Staaten und damit auch 
deren Geburtenrückgang zu befördern. Dazu können klassische Methoden etwa der 
Bildungsförderung, der wirtschaftlichen Aufbauhilfe und nicht zuletzt des fairen Handels 
dienen; aber eben auch der Abbau von schädlichen Renteneinkommen! Mit jedem Ankauf 
von Naturdiamanten stärken wir brutale Diamantenkartelle und mit dem Ankauf von jedem 
Fass Öl die noch immer bestehenden Öldiktaturen (vgl. Kap. 5 – 7)! Die Verringerung des 
Verbrauchs fossiler Rohstoffe „ist“ Entwicklungshilfe von der besten Sorte und trägt zu einer 
besseren Entwicklung der Noch-Förderländer samt einem mittelfristigen Wohlstands- und 
Freiheitsgewinn sowie einem merkbaren Geburtenrückgang bei! 
 
Doch ist die Hoffnung auf eine solche allgemeine Umkehr von fossilen Energieträgern 
überhaupt realistisch? 
 
Einige Energiefirmen haben bereits (meist widerwillig) begonnen, sich auf den Umbau der 
Energieversorgung einzustellen, fürchten sie doch sonst den Anschluss zu verlieren und auf 
riesigen Kohlenstoffblasen sitzen zu bleiben. So geht die Firma ExxonMobil – bislang 
bekannt unter anderem durch Umweltkatastrophen wie die „Ölpest“ von 1989 aufgrund 
eines Tankerunglücks – in ihrer Energieprognose 2014 davon aus, dass beispielsweise 
Deutschland seinen Primärenergieverbrauch tatsächlich weiter drosseln kann: Von 14.401 
Petajoule (PJ) in 2000 auf nur noch 10.105 PJ in 2040. Der Anteil erneuerbarer Energien sei 
von 2000 bis 2013 bereits vervierfacht worden und könne 2040 ein Viertel des 
Energiebedarfs abdecken. 
 



 
 
Die Richtung stimmt also – aber es mangelt noch an Entschlossenheit und Geschwindigkeit. 
Behielte ExxonMobil Recht, so würde Deutschland auch noch 2040 drei Viertel seines 
(gesunkenen) Energiebedarfes aus fossilen Rohstoffen beziehen – weniger Kohle und Öl und 
etwas mehr Gas. Eine echte Dekarbonisierung wäre dies noch nicht! 
 
Neben der bereits erwähnten Energieeinsparung wird es vor allem auf die Steigerung der 
Energieeffizienz ankommen, etwa durch immer bessere Motoren und Dämmungen, 
Verkehrs- und Produktplanungen. Der dritte Lösungsweg ist das Recycling, bei dem 
Rohstoffe nicht einfach weggeworfen oder verbrannt, sondern wiederverwendet werden. 
 
Leicht darf man sich diesen Weg jedoch nicht vorstellen, denn er steckt voller innerer 
Spannungen und Widersprüche, die gerne hinter hohen Ansprüchen verstreckt werden. Dies 
beginnt schon bei der Frage der „richtigen“ Rohstoff- und Energiepreise. 
 
Niedrige Preise sind ein Segen für Verbraucher und Wirtschaft: Die Menschen können einen 
größeren Teil ihres Einkommens für Anschaffungen verwenden und auch die Produzenten 
die Vorteile niedrigerer Kosten etwa in niedrigere Verkaufspreise oder höhere Gewinne 
umsetzen. Doch mit all dem steigt dann eben auch der Verbrauch und es sinkt der Anreiz, zu 
sparen: Es wird mehr konsumiert und weggeworfen, gerne auch größere Fahrzeuge und 
Wohnungen angeschafft und es entscheiden sich zum Beispiel auch mehr Menschen für das 
(öl- und energieverschleudernde, aber zeitsparende) Fliegen gegenüber dem Bahnfahren. 
Gleichzeitig sinkt der Erlös auch für Energiesparmaßnahmen und erneuerbare Energien, was 
deren Ausbau verlangsamen kann. [29] 
 



Und tatsächlich vermeldete der Energieblogger Andreas Kühl auf Basis einer Studie der 
Universität Stuttgart vom Juni 2015, dass deutsche Unternehmen auf den Rückgang der 
Energiepreise bereits mit einem deutlichen Rückgang der Investitionen in Energieeffizienz 
reagierten: Die Anschaffung neuer, energiesparender Maschinen, das Dämmen von 
Gebäuden oder die Wiederverwendung von Wärme und Rohstoffen lohnen sich derzeit 
wirtschaftlich weniger und wurden prompt aus den Planungen genommen. 
 
So ist auch der absurd hohe Energie- und Rohstoffverbrauch der US-Bürgerinnen und Bürger 
das Ergebnis jahrzehntelang niedriger Preise, die große Klimaanlagen, übermäßig 
benzinschluckende Fahrzeugen und lange vernachlässigte Bahn- und Buslinien zugunsten 
eines enormen Flugverkehrs, kaum gedämmte Häuser, schlechte Leitungen und 
vergleichsweise wenig Interesse an erneuerbaren Energien mit sich brachten. All dies 
bedeutete zwar schnelles Wachstum, aber auch umgekehrt eine dauerhafte Abhängigkeit! 
 
Denn steigende Preise würden heute die etablierte Wirtschaft und den gewachsenen 
Lebensstil von Millionen – insbesondere ärmeren - US-Haushalten bedrohen. Ein schneller 
Ausstieg aus diesem Hochverbrauch ist also kaum machbar und wird von den mächtigen 
Produzenten- und Handelskartellen genau so wenig gewünscht wie zum Beispiel der Ausbau 
der Öldialyse in Deutschland. Umso länger also die Phasen niedriger Energiepreise dauern, 
umso mehr wirtschaftliche und soziale Strukturen sowie Lebensstilentscheidungen werden 
auf dieser Grundlage wachsen – die Abhängigkeit von den fossilen Rohstoffen vertieft sich. 
 
Höhere Preise zwingen dagegen zu Energieeinsparungen, Effizienzsteigerungen und 
Recycling und beschleunigen auch den Auf- und Ausbau erneuerbarer Energien. 
Entsprechend euphorisch beschloss ein Bundesparteitag von Bündnis 90/Die Grünen 1998 
eine „schrittweise Erhöhung“ des Benzinpreises auf 5 Mark – was zu einem öffentlichen 
Aufschrei führte und die Partei in eine Krise stürzte. Denn die Delegierten hatten 
„übersehen“ oder nicht wahrhaben wollen: Hohe Preise bringen auch die Wirtschaft ins 
Schleudern, erhöhen die Wohn- und Heiz- sowie die Produktions- und Verkaufskosten auch 
zum Beispiel von Lebensmitteln, verursachen Arbeitslosigkeit und treffen mit all dem Ärmere 
sowie kinderreiche Familien am Härtesten. Selbst gut gemeinte Maßnahmen wie die 
staatliche Förderung von Gebäudedämmungen können sich sozial ungerecht auswirken: Sie 
können eher von bereits Wohlhabenden veranlasst werden, „veredeln“ auch 
Mietwohnungen und tragen zu zwar langfristig sinkenden Kosten, aber zu sofort steigenden 
Mieten bei – die sich Ärmere dann oft nicht mehr leisten können. Für manche Familien 
bedeutet die Ankunft der Energiehandwerker den Auftakt zum Verlust ihrer Wohnung! 
 
Aus der Sicht von Demokratien ideal wäre also ein stabiles, mittleres Preisniveau, das sich 
aus möglichst geringen Erzeugerpreisen sowie aus langsam steigenden Verbrauchssteuern 
zusammensetzt. Und der Erlös dieser Steuern würde wiederum der Erforschung und dem 
Ausbau erneuerbarer Energien, von Energieeffizienz- und Recyclingtechnologien dienen, bis 
schließlich die Abhängigkeit von fossilen Rohstoffen überwunden wäre. Doch selbst ohne die 
zahlreichen Widerstände ist ein solcher Idealzustand schwer zu erreichen und schwer 
beizubehalten. So bewirkt beispielsweise der international tief verankerte Verzicht auf die 
Besteuerung von Flugbenzin (Kerosin) noch immer, dass der Flugverkehr gegenüber 
anderen, höher besteuerten Verkehrsmitteln bevorzugt und gefördert und dabei auch noch 
die Entwicklung energiesparender Flugzeugmotoren behindert wird. 
 



 
Derzeit beim Versuch des Weltumfluges: Das ausschließlich mit Solarenergie betriebene 

Flugzeug „Solar Impuls 2“ in Frankreich. Foto: Milko Vuille, 2014 
 
Auch der so wichtige Ausbau von Bioenergie stößt an Probleme: Wo auf Agrarland Energie- 
statt Nahrungspflanzen angebaut werden, stiegen Nahrungsmittelpreise – auf Kosten 
ausgerechnet der ärmeren Menschen. Zudem bedrohte die „Vermaisung“ ganzer 
Landstriche wiederum die regionale Artenvielfalt, so dass inzwischen auch mit Biomasse aus 
Holz- und Randschnitten sowie mit neuen Energiepflanzen experimentiert wird. 
 
Zu einer ökologischen Katastrophe wuchs sich schließlich auch der Anbau von 
Energiepflanzen zur Gewinnung von energiereichem Palmöl in einigen Entwicklungs- und 
Schwellenländern aus: Teilweise wurden für neue, große Plantagen lokale Bauern vertrieben 
und unersetzbare Urwälder gerodet! [31] 
 
ExxonMobil vermutet (erhofft?) daher einen nur noch gebremsten Ausbau der Bioenergien 
von 868 PJ Biomasse in 2015 auf gerade einmal 1260 PJ in 2040. Für Biogas nimmt das 
Energieunternehmen sogar eine fast völlige Stagnation von 400 auf 405 PJ an. Auch Sonnen- 
und Windenergie würden demnach nur wenige Hundert PJ beitragen können. 
 
Und tatsächlich gibt es auch innerhalb der Umweltbewegung(en) erhebliche Differenzen 
etwa zwischen den Befürwortern regenerativer Energien und den Gegnern von 
„Verspargelung“ (Windkraft), von Stromtrassen und –speichern. Wie stark darf eine 
Landschaft verschandelt werden, wie viele Tiere dürfen verenden und dürfen Bergkuppen 
für Stromspeicherseen abgetragen werden? Sollen riesige Stromleitungen über das Land 
gelegt werden, oder sollen sie unter die Erde vergraben werden; auch wenn Erdkabel 
vielfach teurer und schwerer instand zu halten sind? Soll ein weltweiter Markt für CO2-
Zertifikate etabliert werden oder ist der Verkauf von „Verschmutzungsrechten“ unmoralisch, 
ja obszön? Dürfen und sollen Politik und Staat auf die Nahrungsgewohnheiten der Menschen 
einwirken und beispielsweise versuchen, den energieteuren Fleischkonsum zu reduzieren? 
Und ab wann sind Verbrauchssteuern keine sinnvolle Maßnahme einer „ökologisch-sozialen 
Marktwirtschaft“ mehr, sondern eine „unsoziale Abzocke“? 
 



Bei all diesen und vielen weiteren Fragen gehen Emotionen von verschieden Betroffenen 
regelmäßig hoch und hinter Beschwörungen von „Naturschutz“ und „Gemeinwohl“ werden 
jeweils auch eigene Interessen eingeordnet. 
 
Doch möglicherweise finden sich (Teil-)Lösungswege auch auf überraschenden Wegen. So 
hat die Forschung und Entwicklung von Elektroautos als „Nebenprodukt“ neuartige 
Speicherbatterien hervorgebracht, die inzwischen etwa von Tesla, Daimler, Bosch und 
Solarwatt auch als Heimspeicher angeboten werden. Schon jetzt steigt die Zahl derjenigen 
schnell, die zu einer eigenen Solaranlage gleich eine solche Hausbatterie erwerben und 
einbauen lassen – und den produzierten Strom also selber nutzen können. Und da die Preise 
für die Batterien weiter sinken, die Leistungen aber weiter steigen, gibt es bereits erste 
Experimente, solche Heimbatterien auch als Reservespeicher zu nutzen. Gut möglich, dass in 
Zukunft vernetzte Plusenergiehäuser automatisch Energie produzieren und dazukaufen, 
wenn die Strompreise niedrig sind (beispielsweise nachts und am Wochenende) – und 
wieder verkaufen, wenn sie steigen. So könnten schon in naher Zukunft Abertausende von 
Haushalten zu kleinen Energieunternehmern werden, die Strom selbst und dezentral 
produzieren sowie speichern und handeln! [25] 
 
Verständlich ist auch, dass Menschen in demokratischen Gesellschaften zunehmend 
Widerstand gegen Atomstrom sowie den Kohle-, Öl- oder Gasabbau und die damit 
verbundenen Umweltschäden anmelden. Auch hier ist der Widerstand zum Beispiel gegen 
Fracking schnell und „mit gutem Gewissen“ mobilisiert. Und in Deutschland wird die 
Kohleförderung vor allem mit Hinweis auf den hohen CO2-Ausstoss und die enormen 
Umweltschäden attackiert. Nur: Solange es an regenerativen Energiequellen mangelt, 
bedeutet der Verzicht auf den Abbau eigener Lagerstätten schlicht, dass wir die Rohstoffe 
importieren, die Umweltschäden in ärmere Länder auslagern und dort meist gewalttätige 
Rentierstaats-Regime „fördern“! 

 
Fein raus – Deutschland reduziert die Kohleförderung. Dies erhöht bis zum Aufbau 

erneuerbarer Energien aber auch die Abhängigkeit von Energie- und Rohstoffimporten und 
schädigt damit die Umwelt und Politik andernorts. Grafik aus dem IEA-Energieatlas 2015. 

 



Die USA produzierten bereits 2013 nicht weniger als 440 Megatonnen (= Millionen Tonnen) 
Öl, importierten jedoch noch einmal etwa die gleiche Menge! Solange diese Weltmacht nicht 
den eigenen Energie- und Rohstoffverbrauch zu verringern beginnt – was nur gegen den 
erbitterten Widerstand der eigenen Öleliten geschehen kann -, wird sie auch immer wieder 
ihren Anteil an den Öl- und Glaubenskriegen dieser Erde haben (müssen). Immerhin gibt es 
Anzeichen dafür, dass einige US-amerikanische Politiker vor allem in der demokratischen 
Partei diesen Zusammenhang erkannt haben und die fatale Abhängigkeit vom Öl verringern, 
vielleicht gar überwinden wollen. 
 
Als größter Einzelimporteur von Erdöl innerhalb der Europäischen Union (EU) muss sich aber 
auch Deutschland fragen lassen, ob es selbst genug tut, um die eigenen Abhängigkeiten und 
damit den eigenen Anteil an der „Förderung“ von Diktaturen und Konflikten zu verringern. 
Die Bundesrepublik könnte bei der Dekarbonisierung ein glaubwürdiger, technologischer 
Spitzenreiter sein – wenn sie nicht bislang schon kläglich daran scheitern würde, bestehende 
Technologien wie den in Kap. 5 geschilderten Öldialyse-Filter konsequent anzuwenden und 
Energienetze auf dem je neuesten Stand der Technik aufzubauen. 
 
Und warum sind zum Beispiel Busse und Bahnen im reichen Deutschland immer noch zu oft 
überfüllt und schlecht ausgestattet, während der Flugverkehr steuerlich gefördert wird? 
Warum werden für Herstellung und Transport von nur kurzfristig aktuellen Medien wie 
Zeitungen und Zeitschriften noch immer Tonnen wertvoller Rohstoffe vergeudet, statt sie 
zunehmend digital zu nutzen? Wann endlich wird der traditionelle „soziale Wohnungsbau“ 
entschlossen zu einem „sozial-ökologischen Wohnungsbau“ ausgebaut, der auch ärmere und 
kinderreiche Familien zu Energiegewinnern macht? 
 
Hier hilft auch das ewige, innerdeutsche Verweisen auf die Bundesregierung nicht weiter – in 
einem demokratischen System könnten und sollten wesentliche Impulse gerade auch aus 
der Wirtschaft und Zivilgesellschaft sowie von Städten, Kreisen und Ländern ausgehen. Berlin 
alleine wird den Abschied vom Öl nicht bewerkstelligen können. 
 
Es bleibt also festzuhalten: Einfache Antworten gibt es nicht und keine einzelne Maßnahme 
kann für sich alleine die fossilen Energieträger ersetzen. Und auch bei bestem Willen wird es 
immer wieder Fehlschläge und Sackgassen geben.  
 
Aber niemand kann uns auch umgekehrt daran hindern, es wieder und wieder zu versuchen 
und uns zu freuen, wann immer wir den Produzenten von Öl und Gas „Schnippchen 
schlagen“, indem wir ihnen mit jedem eingesparten Liter weniger Geld zukommen lassen, 
damit die Zivilgesellschaften und ehrlichen Unternehmer in ihren eigenen Ländern stärken, 
auch unsere eigenen Abhängigkeiten von korrumpierten Öl- und Gaseliten verringern und 
durch schließlich günstigere Preise und weniger Konflikte auch Ärmere unterstützen. 
 
Wenn auch nur eine einzige Botschaft dieses Buches ankommen sollte, dann wäre es diese: 
Energiepolitik war und ist nichts „Softes“, Zweitrangiges, sondern knallharte Realpolitik! 
Durch die Art und Menge unserer Energieerzeugung und unseres Energieverbrauches 
entscheiden wir Tag für Tag über Krieg und Frieden sowie die Zukunft dieses Planeten mit. 
Soldaten und Kampfflugzeuge können die Probleme nicht wirklich lösen, die durch unseren 
eigenen Verbrauch fossiler Rohstoffe entstehen. 
 



Chancen und Grenzen von Wissenschaft 
 
Es hat sich inzwischen als eine Binsenweisheit herumgesprochen, dass „alles mit allem 
verbunden ist“. Wissenschaft ist jedoch der Versuch, diese gegenseitigen Verbindungen zu 
entdecken und überprüfbar zu beschreiben. Physik und Chemie sind dabei besonders 
erfolgreich, finden sie doch vor allem „harte Gesetze“ der unbelebten Natur. Schon bei der 
Biologie – der Wissenschaft vom Leben, von Pflanzen und Tieren – werden die Gesetze 
weicher und erhalten eher den Charakter von „Faustregeln“, zu denen sich immer wieder 
auch Ausnahmen finden. Menschen sind noch komplexer, sie handeln in Abstufungen 
willentlich und individuell. Daher finden Sozial- und Kulturwissenschaften meist noch 
weichere „Tendenzen“, die aber für unser Leben sehr bedeutsam sein können. 
 
Die Bahn eines Kometen lässt sich nach Kenntnis der bestehenden Rahmendaten auf 
Jahrhunderte hinaus mit hoher Sicherheit vorausberechnen – die Prognose von 
Wahlergebnissen tut sich dagegen schon bei wenigen Wochen oder Tagen schwer. Auf uns 
wirken ständig Einflüsse ein; bis hin zum Wetter am Wahltag und nicht zuletzt den 
Wahrnehmungen der Wahlprognosen durch uns Wählenden selbst! Wir Menschen sind 
komplex, nicht einfach zu verstehen – und befähigt, unser Verhalten auch jederzeit zu 
verändern. Deswegen ist es so schwer, aber auch so kostbar, immer wieder zu versuchen, 
uns selbst besser zu verstehen. 
 
Mein Anliegen war es, Ihnen mit 1. dem Rentierstaat, 2. dem Ressourcenfluch, 3. dem 
Religion-Demografie-Zusammenhang und 4. der Jugendberg-Konfliktneigung vier empirisch 
starke Thesen vorzustellen, die helfen, unsere momentane Welt, ihre Verflechtungen und 
Konflikte besser zu verstehen. Außerdem haben Sie zwei sich direkt widersprechende 
Thesen – das katastrophale Peak Oil und der hoffnungsvolle Carbon Bubble – kennengelernt, 
zwischen denen noch keine Entscheidung gefallen ist und deren Eintreten wir auch noch 
durch unser eigenes Handeln mit-beeinflussen können. 
 
Im Rückblick wird man vielleicht sagen, dass das 20. Jahrhundert in besonderer Weise durch 
die Vergeudung von fossilen Rohstoffen und die damit verbundenen Unterdrückungen, 
Kriege, Terror-, Wirtschafts- und Umweltschäden gezeichnet war. Aber wer sollte uns daran 
hindern, es im 21. Jahrhundert besser zu machen und durch bewussteres Leben, 
wissenschaftliche und technologische Innovationen sowie mutige Entscheidungen das Gift 
des schwarzen Goldes hinter uns zu lassen? 
 
Und das Beste daran: Niemand von uns ist machtlos, wir alle können etwas dazu tun! 
 
Danke, dass Sie sich Zeit für dieses Thema und sciebook genommen haben. 
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